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Editorial 


9.November - Hitlerputsch, „Reichskristallnacht‘‘, Mauerfall, 4. Reich. 

Während ein merkwürdiges Bündniss von Asylqutotierern wie SPD, Grüne bis Auslände- 
ıInnen und UhnterstützerInnengruppen gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit 
100.000 Menschen mobilisieren, kommt es zum dritten Mal in diesem Jahr zu einem mas- 
siven öffentlichen Faschistenaufmarsch, diesmal in Halle. Genehmigt natürlich. 40.000 
„Rechtsextremisten‘ gibt es im vereinigten Deutschen Reich nach Angabe desVerfas- 
sungsschutzes vom 9.November. 

Die Innenminister Europas kamen im deutschen Reichstag der Festung Europa und damit 
der Errichtung von neuen Mauern einen Schritt näher. 

In Dresden-Neustadt zahlen ehemalige Besetzerkneipen Schutzzölle an Faschisten. 

In Greifswald wird das Signal von Hoyerswerda verstanden. Noch eine Stadt ausländer- 
frei. 

Im deutschen Fernsehen beschimpfen und bedrohen dıe Innenminister der Bundesländer 
ungestraft AusländerInnen und Unterstützergruppen. 

Es gibt dagegen Widerstand. AusländerInnen bestimmen selbst wo sie leben wollen, ver- 
lassen angeriffene Lager, besetzen Kirchen oder Räume in Universitäten. 

In solchen Zeiten erhalten wir Leserbriefe, in denen dıe Rede davon ist, daß man das Wort 
„Faschisten“ nicht mehr hören könne und wolle. 

In Osteuropa sind Romas und Sinti tödlichen Angriffen ausgesetzt. In Yugoslavien setzen 
machtgeile Nationalisten weiter ihren Krieg auf dem Rücken der Bevölkerung fort. 
Angehörige nationaler Minderheiten wie Albaner, Ungarn und auch Juden werden dabei 
auf beiden Seiten als Soldaten an vorderster Front als erste in den Tod geschickt. In den 
freiheitlich-demokratischen Medien werden nette klare Feindbilder aufgebaut, damit der 
Bürger wenigstens eine Kriegspartei zum mitfiebern und Aufregen-über-den-schurki- 
schen-Gegner hat. Falls er die Kriegsbilder nicht sowieso nur noch als optisches Hinter- 
grundrauschen im alltägllichen Brot-und-Spiele-Programm wahrnimmt. 

Und nebenbei laufen die kleinen und großen Sauereien in Politik und Wirtschaft fröhlich 
weiter. 

Von (fast Jall dem berichten wir in diesem Heft mehr oder minder ausführlich. 

Aus einer etwas anderen Sicht. 


Redaktion telegraph 


und von jetzt ab und eine ganze zeit über 
wird es keine sieger mehr geben 
auf eurer welt sondern nur mehr 
besiegte 


fatzer (b.brecht) 
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Fünf neue Länder - 


fünf Müllkolonien 


Nach dem Sturz des SED-Regimes 
wurde der Mißbrauch Ostdeutschlands 
als größte Müllkippe des Westens fortgesetzt 


Zwei Jahre nach dem Mauerfall belegt 
einam 11.11.91 veröffentlichtes Green- 
peace-Dossier: Die durch den Eini- 
gungsvertrag “legalisierten” Mülltrans- 
porte (1989 waren es fünf Millionen 
Tonnen) auf die ostdeutschen Deponien 
sind unverändert hoch geblieben. 

Das Versprechen von Um- 
weltminister Klaus Töpfer, Europas 
größte Müllkippe Schönberg in Meck- 
lenburg-Vorpommern für Müll aus den 
alten Bundesländern zu sperren, wurde 
nicht erfüllt. 

Hinzu kommen illegale Müll- 
transporte - oft als Dünger oder Brenn- 
stoff getamt - nach Ostdeutschland. 
Skandalöseste Beispiele sind: 

- die Lieferung von Giftmüll der Firma 
SWE aus Nordrhein-Westfalen (der 
vorher geplante Transport nach Paragu- 
ay konnte erfolgreich verhindert wer- 
den) als Heizmaterial für eine Schule in 
Zehna im Land Mecklenburg-Vorpom- 
mern 

- die Verkippung von ölverseuchtem 
Boden der Firma WILLER aus Kiel auf 
die leckende Hausmülldeponie Kloster- 
felde im Land Brandenburg 

- das Abkippen von Hausmüll der 
STÄDTEREINIGUNG NORD aus 
Flensburg durch die Fırma EDER (Unt- 
erneukirchen) als “Dünger” auf die Fel- 
der der LPG Kamenz im Land Sachsen 
- die Ablagerung von 15.000 t schwer- 
metallverseuchter Erde der Firma 


KLOCKNER aus Stuttgart im 
Kalischacht Teutschenthal in Sachsen- 
Anhalt 

- die als harmloser Klärschlamm von 
der Firma UTK aus Xanten deklarierte 
Lieferung von Giftmüll in das Kom- 
postwerk Gronenfelde bei Frankfurt/ 
Oder 

Das unselige Wirken von 
Schalck-Golodkowskis Koko-Firma 
INTRAC geht weiter und wird seit dem 
Fall der Mauer von westdeutschen Fir- 
men, Müllschiebern und alten SED- 
Seilschaften stärker als zuvor fortge- 
setzt. Daran verdienen nicht nur betei- 
ligte Müllschieberfirmen, sondern auch 
die Treuhandanstalt. Erklärungen ver- 
antwortlicher Politiker, die Mülltrans- 
porte zu reduzieren, sind leere Wahl- 
kampfversprechen geblieben. 

Das Dossier dokumentiert die 
Geschichte des deutsch-deutschen 
Mülltransfers, die der Umweltbewe- 
gung bekanntgewordenen Müllimporte 
und den geplanten weiteren Ausbau der 
Fünf Neuen Bundesländer als größten 
Müllverbrennungsstandort, größte 
Untertagedeponie und gefährlichste 
Müllkippe des vereinten Deutschlands. 
Nur ein Beispiel: Ein vom Münchner 
Ingenieurbüro Hammer geplantes und 
beim Bundesumweltministerium zur 
Förderung mit 40 Millionen Mark vor- 
geschlagenes Giftmüllzentrum bei Nies- 
ky in Sachsen. Direkt an der polnischen 
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Grenze (Hauptwindrichtung Polen) sol- 
len Anlagen für die Verbrennung und 
Deponierung von einer Million Tonnen 
Giftmüll pro Jahr entstehen. Das derzei- 
tige Giftmüllaufkommen des Landes 
Sachsen liegt bei etwa einem Sechstel 


dieser Kapazität. 
Bis zur Fertigstellung des 


“Entsorgungsparks” schlägt das bayeri- 
sche Ingenieurbüro vor, für die Verbren- 
nung einer Tonne Sachsen-Sondermüll 
in Bayern fünf Tonnen Bayern Sonder- 
müll in Sachsen deponieren zu dürfen. 
Hoch lebe die bayerisch-sächsische 
Müllunion! 
Matthias Voigt 


Where have all connections gone? 
Wirtschaft und Poltik, Vergangenes und Gegenwärtiges 


Dieser alter Dylan-Song könnte gut und 
gerne um eine Strophe erweitert wer- 
den, denn “the answer is blowing in the 
wind” oder besser: sie liegt in der Luft. 
Man muß nur versuchen, kräftig durch- 
zuatmen in diesem Mief aus Ausländer- 
feindlichkeit, Deutschduselei und Grüß- 
gottgehabe der Sächsischen Amtsstu- 
ben. 

Daß sich Verbindungen zur 
DDR-Wirtschaft auszahlen, wußte nicht 
nur ein gewisser Fleischfabrikant aus 
Rosenheim. Auch viele andere taten 
sich leicht. Vielleicht auch, weil man in 
bayerischen Amtsstuben eventuelle 
MfS-Verbindungen der Verhandlungs- 
partner nicht ganz so schwer nahm. 
Jedenfalls lieferte die bayerische “Inte- 
gral-AG” emsig an die “SDAG-Wis- 
mut” in Gera: Büroausrüstungen, Com- 
putertechnik und wer weiß was noch. 
Auch scheint es heute niemanden mehr 
zu interessieren, ob die “Integral AG” 
damals eventuell gegen Cocom-Bestim- 
mungen der EG verstoßen haben mag. 
In denselben Zusammenhang ordnet es 
sich wohl ein, daß eine wichtige Abtei- 
lung des MfS, welche sich insbesondere 
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mit Informatik und Elektronikforschung 
befaßte, ausgerechnet in Gera beheima- 
tet war. 

Nun sage doch einer, Wismut 
und Stasi hätten irgend etwas miteinan- 
der zu tun gehabt. Die Wismut hat ja 
bloß das Uran für russische Kernraketen 
aus der Erde geholt, während die Stasi 
nach Aussagen des Ex-General Gehlert 
(BV Karl-Marx-Stadt) bloß Waschma- 
schinen-Elektronik entwickelte. 

Weil die “Wismut” ein der- 
maßen unbedenklicher Handelspartner 
war, ergriffen auch noch andere Firmen 
die Gelegenheit. So zum Beispiel die 
“Stalco GmbH” Hamburg, Niederlas- 
sung Bamberg: die soll nicht nur an 
Fleichfabrikanten Schlachthofausrü- 
stungen geliefert haben, sie hat auch an 
die Wismut Industrieanlagen verkauft. 
Und auch in der Immobilienbranche 
war sie rührig, als sie nämlich an die ira- 
kische “Albarakah Meat Industries” 
einen stillgelegten Schlachthof in 
Schrobenhausen (Oberbayern) vermie- 
tete. Ein ehemaliger Mitarbeiter dieser 
Firma war ein gewisser Herr Karl Josef 
Rauchalles, der heute als Ministerialbe- 
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DIE ARMIZEN IN VER KRISE 


Da HABEN ur EIHEN GAN> KAPIMMLEN 


WIRTSCHAFTS VERBRECHEN. GFFENTUCHE 
FaLscHAvSSAGEN, FERSTORUNG VON «-- 


amter im bayerischen Landwirtschafts- 
ministerium u.a. für Schlachthofkonzes- 
sionen zuständig ist. 

Aber nicht nur zur “SDAG 
Wismut” unterhielt “Stalco” geschäftli- 
che Beziehungen, sondern auch zum 
Schlachthof Drebach (Erzgebirge), des- 
sen heutiger Besitzer eine Rosenheimer 
Fleischfirma ist. Diese Verbindung 
reicht mindestens bis ins Jahr 1988 
zurück, als ein Herr Schalck Golodko- 
wski in Bayern Verhandlungen führte, 
bei denen auch ein heutiger Bundesfi- 
nanzminister, ein heutiger bayerischer 
Ministerpräsident und Parteivorsitzen- 
der und Vertreter des bayerischen Land- 
wirtschaftsministeriums anwesend 


ea ae KANN NUR 
BURSCHEN: DIEBETAHL | UNFERSUHAGUNG ‚ HEHLERE I ran - Von VER TRAU- 


SEIN! LAUFENLASEN 
NIE wig ENT XyVL- 
DIGEN yaD 

LAUFEN LASENS 


waren. Die Folge waren große Absatz- 
schwierigkeiten für bayerische Land- 


wirtschaftsprodukte, derweil der 
Schlachthof Drebach (und nicht nur der) 
umfassende Fleischlieferungen nach 
Bayern begann. 

Wen wunderts da noch, daß 
Mitglieder der Abu-Nidal-Gruppe sich 
noch bis zum 31.3.90 im Schlachthof 
Drebach aufhielten und sicher dort kei- 
nen seriösen Geschäften nachgingen. 
Drebach liegt nämlich im Kreis Anna- 
berg, nicht weit von Wiesa, und in 
Wiesa wurde das sowjetische Sturmge- 
wehr vom Typ Kalaschnikov herge- 
stellt. * 


“Stalco” unterhielt natürlich 


* Redaktion “telegraph”: Unseren Informationen nach hielten sich Mitglieder der 
Abu-Nidal-Gruppe im März 1990 hauptsächlich deshalb in der DDR auf, um ehe- 
malige Führungsofiziere unter Druck zu setzen, zum Schweigen zu verpflichten und 
einen geordneten Rückzug durchzuführen. Das schließt natürlich die im Artikel 


geäußerte Vermutung nicht aus. 
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nicht nur DDR-Beziehungen. Auch die 
fränkische Firma “Herbert Weigl OHG” 
bzw. deren Tochter “Weigl-Fleisch- 
GmbH” wurde von “Stalco beliefert. 
Ebenso gab es Beziehungen zwischen 
“Stalco” und der fränkischen “Josef 
Leicht Maschinenbau”. Beiden Firmen, 
“Leicht” und “Weigl” gelang es näm- 
lich relativ unkompliziert und schnell, 
Liegenschaften der “Wismut” zu erwer- 
ben. Die Firma “Weigl” erwarb einige 
hundert Hektar in Meilwitz bei Gera, 
einer ehemaligen Wismut-Großgärtne- 
rei. 

Daselbst wurde nun im Jahre 
1990 eine weitere “Weigl”-Tochter 
gegründet, nämlich die “Meigo- 
GmbH”. “Meigo” bedeutet Meilwitz 
und Göllnitz. Göllnitz ist der Geschäfts- 
führer von “Meigo” und war vorher 
Justitiar der “Wismut” für Bergbaurecht 
und Liegenschaften. Es handelt sich 
genau um jenen Helmut Göllnitz, wel- 
cher sich Jahre zuvor beim MfS in der 
“Wismut” bis zum stellvertretenden 
Leiter der Untersuchungsabteilung 
hochgedient hatte und nach seinem offi- 
ziellen Ausscheiden aus dem MfS im 
nebenberuflichen Arbeitsverhältnis bis 
zur Auflösung des MfS/AfNS als “Offi- 
zier im besonderen Einsatz” tätig blieb. 

Die “Meigo-GmbH” beschäf- 
tigt sich fast ausschließlich mit dem 
Verpacken und Vertreiben sogenannter 
Lunchpakete für Asylbegehrende. Sie 
erwirbt weiterhin Liegenschaften wie 
z.B. den “Zentralen Versorgungsbetrieb 


Chemnitz” und ist nun in der Lage, 
sämtliche Schulspeisungen im Groß- 
raum Chemnitz zu betreiben, sowie alle 
möglichen Landratsämter, Polizei- 
dienststellen und sonstige Behörden mit 
Kübelessen zu versorgen. 

Auf die Frage, ob die Verpfle- 
gung der Asylbewerber denn ausge- 
schrieben worden sei, antworten die 
meisten Amtsleiter, daß ihnen die Firma 
“Meigo-GmbH” vom Sächsischen 
Staatsministerium des Inneren bzw. 
vom Regierungspräsidium Chemnitz/ 
Abteilung Inneres empfohlen worden 
ist. Nur der unlängst nach endlich 
erwiesenem Stasiverdacht dahingegan- 
gene sächsische Innenminister Dr. 
Rudolf Krause konnte sich das nicht 
vorstellen und versprach Abhilfe, “falls 
da etwas nicht in Ordnung ist”. Dann 
trat er zurück (wozu er ja auch genü- 
gend andere Gründe gehabt haben 
könnte). Die Firma “Meigo” allerdings 
verdient weiter an Geldern der öffentli- 
chen Hand, mit Lunchpaketen für Asyl- 
bewerber, die - würden sie im Super- 
markt um die Ecke gefüllt - wohl gerade 
halb so teuer wären.** 

Derweil greift die “Weigl- 
Fleisch-GmbH” nach dem Chemnitzer 
Schlachthof, damit sie zur Verpflegung 
von wer-weiß-wem endlich ihre Toch- 
ter, die “Weigl-Januschkewetz-OHG”, 
die durch allzugute Beziehungen zur 
März-Gruppe und dem Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung allmählich ins 
Gerede kommt, ein wenig aus dem. 


** Redaktion “telegraph”: Die Dinge in der neuen Wirtschaft laufen indes sehr 
schnell, wenngleich nicht überraschend. Die “Meigo” ist inzwischen aufgelöst, ihre 
Verträge auf “Weigl” übertragen. Auch Göllnitz ist bei “Weigl” untergekommen. 
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Geschäft ziehen kann. Natürlich ist es 
als reiner Zufall zu werten, daß die säch- 
sische Ausländerbehörde ausgerechnet 
in Chemnitz angesiedelt wurde, in 
einem Gebäude in der Gaußstraße 4, 
welches laut dem “taz”-Sonderdruck 
vom Juni 90 ein Objekt der Staatssi- 
cherheit der Wismut war. Ein Zufall 
sicher auch, daß Vertreter von Firmen, 
die dank gesicherter Auftragslage und 
dank ihrer Monopolstellung in Sachsen 
an Asylbewerbern verdienen, in einem 


Gebäude aus- und eingehen, das sie seit 
vielen Jahren von innen kennen dürften. 

“Where have all connections 
gone?” Man ist geneigt, den Herrschaf- 
ten zu gratulieren: Endlich müssen sie 
Macht- und Geldgier nicht mehr mit 
sozialistischem Bewußtsein bemänteln. 
Jetzt dürfen sie diese ihre Eigenschaften 
in einer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung ausleben. 

Quo vadıs Sachsen? 

Martin, Andreas 


Pressezensur ist in Thüringen 
nicht mehr nötig 
Ein Gespräch mit dem thüringischen 
Landtagsabgeordneten Matthias Büchner 


Matthias Büchner ist seit den siebziger Jahren in den Kreisen der Erfurter 
Offenen Arbeit aktiv. 1989 war er einer der Gründer des Neuen Forums in 
Erfurt und ist jetzt im Thüringer Landtag dessen Abgeordneter. Er beteiligte 
sich an der Auflösung der Staatssicherheit, war Sprecher des Bürgerkomitees 
Erfurt und nach dessen Ende Regierungsbeauftragter zur Auflösung des 
AfNS/MFS. Wegen seines angespannten Verhältnisses zu Innenminister Diestel 
fand sich Büchner nach der Vereinigung aus dem Stasiarchiv ausgesperrt. Jetzt 
kursieren Gerüchte, daß Büchner Inoffizieller Mitarbeiter der Staatssicherheit 


war. Wir haben mit ihm gesprochen. 


“telegraph’”: Neuerdings wird das 
Gerücht gehandelt, daß Du im Dienste 
der Staatssicherheit gestanden hast. Du 
sollst demnach vier Jahre lang für den 
Staatssicherheitsdienst gearbeitet haben. 
Du seist, heißt es weiter, dann wegen 
unkontinuierlicher Lebensführung her- 
ausgeworfen worden. Was sagst Du 
dazu? 


Büchner: Das hat mich nicht unerwar- 
tet getroffen, aber es trifft mich natür- 


lich. Nicht unerwartet deshalb, weil das 
eine Methode ist, unbequeme Leute aus- 
zuschalten, indem man sie isoliert. Die 
Staatssicherheit hat auch so gearbeitet, 
daß sie Leute, die unbequem wurden, 
isoliert hat. Im Freundeskreis wurde 
Zwietracht gesät, wo ohnehin Differen- 
zen bestanden, wurden die ausgebaut. 
Eine ähnliche Methodik ist das im 
Moment auch. 

Vor einiger Zeit war in der 
“Bild-Zeitung” ein Artikel mit der 
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Überschrift “War Büchner Inoffizieller 
Mitarbeiter?” Der Text war halbwegs 
korrekt, ich bin auch befragt worden 
und habe geantwortet. Aber so eine fette 
Überschrift bleibt eben doch hängen 
und das ist beabsichtigt. 


“telegraph”: Weißt Du, wer die Mel- 
dung veranlaßt hat? 


Büchner: Die Redaktion der “Bild-Zei- 
tung” hat mir fairerweise einen Brief 
gezeigt, der der Meldung zugrunde lag. 
Der Brief ist von einem Hauptkommis- 
sar Sauer. Der Hauptkommissar Sauer 
hat am 30. August 1990 im Auftrag des 
Zentralen Kriminalamts, begleitet von 
Leuten mit ungesicherten Waffen, Ori- 
ginaldokumente aus dem MfS-Depot 
der ehemaligen Bezirksverwaltung der 
Staatssicherheit Erfurt “entliehen”. Ich 
habe mich .damals widersetzt, aber 
meine Befugnisse haben nicht ausge- 
reicht, um das zu verhindern. Der Archi- 
vleiter hat unter der Androhung des hin- 
zugezogenen Staatsanwalts das Materi- 
al, das sonst beschlagnahmt würde und 
für immer fort sei, herausgegeben. 


“telegraph”: Der ehemalige Innenmi- 
nister Diestel hat sich vor einiger Zeit 
mit dieser Heldentat gebrüstet. Barbara 
Timm berichtete in der “Anderen”, daß 
jetzt vom BND und Verfassungsschutz 
auch Material an die Gauck-Behörde 
zurückgegeben wurde, das von Diestel 
an den Bürgerkomitees vorbei aus den 
Bezirksverwaltungen Leipzig, Berlin 
und Rostock gestohlen wurde. Die Ant- 
wort war eindeutig: Sie wurde entlas- 
sen. 
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Büchner: Ich habe diese Machenschaf- 
ten und die besondere Rolle des Herm _ 
Sauer immer wieder an die Öffentlich- 
keit zu bringen versucht und es ist vor 
einem halben Jahr in unterschiedlichen 
überregionalen Zeitungen gedruckt 
worden. Dann kam der Brief Sauers an 
die “Bild-Zeitung”. Das kann natürlich 
eine private Racheaktion sein, ich denke 
aber, Sauer ist instrumentalisiert wor- 
den. Ich weiß, daß Sauer selbst Inoffizi- 
eller Mitarbeiter der Staatssicherheit 
war. 


“telegraph”: Du hast eine Anzeige 
gemacht? 


Büchner: Ich habe Strafanzeige 
gestellt. Die liegt im Moment im Kereis- 
gericht Erfurt. Mein Rechtsanwalt hat 
allerdings festgestellt, daß der Richter, 
der das bearbeitet, es nicht bearbeitet. 
Die Begründung ist, er habe zu viele 
politische Fälle. 


“telegraph”’: Wir hatten im “telegraph” 
in der Vergangenheit unbeabsichtigt ein 
relativ positives  Thüringen-Bild 
gezeigt, indem wir in maßen positiv 
über Erfurt berichtet haben. Es war ja in 
der Tagespresse einiges zu lesen. Vor 
einiger Zeit wurde ein Rundfunkgesetz 
installiert, das den sogenannten “Mittel- 
deutschen Rundfunk” praktisch zum 
Regierungsorgan machte. Und die Hof- 
berichterstattung dieses Senders ist 
schon recht ekelhaft. Neuerdings sind in 
ähnlichem Geiste ein Verfassungs- 
schutzgesetz und ein Datenschutzgesetz 
durch das Landesparlament gegangen. 


Büchner: Ich bin unter der Losung zum 
Wahlkampf angetreten: “Wir brauchen 
Rechtssicherheit und keine Staatssicher- 
heit.” Ich habe mir deshalb von Anfang 
an viel Arbeit mit einem Gesetzentwurf 
zum Datenschutz gemacht. Der Kembe- 
reich ist für mich das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung. Das war 
in der DDR ein vollkommenes Fremd- 
wort, denn die sensiblen Daten oder was 
dafür gehalten wurde, wurden vor den 
Bürgern geschützt. Dagegen hatten die 
Bürger keinerlei Schutz vor dem 
Umgang mit ihren Personendaten. 

Der Gesetzentwurf, den unse- 
re Fraktion vorgelegt hat, hat in der 
Fachwelt sehr viel Anerkennung gefun- 
den. Es hat darüber eine Anhörung 
gegeben. Selbst der Präsident des Bun- 
desverfassungsschutzes konnte nicht 
umhin, einzelne Paragraphen zu würdi- 
gen, weil wir auf einige neue technische 
Möglichkeiten subtil eingegangen sind. 
Beispielsweise sollte durch unser 
Gesetz die Übergabe von ganzen auto- 
matisierten Datensätzen verhindert wer- 
den. Aber das Gesetz hatte überhaupt 
keine Chance, da die Arroganz der 
Macht so weit ging, daß in den Aus- 
schüssen, wo um den Inhalt in Rede und 
Gegenrede gerungen werden sollte, 
keine Möglichkeit der Fachauseinander; 
setzung war, sondern stur abgestimmt 
wurde. Die Mehrheit hat entschieden 
und hat ein Datenschutzgesetz verab- 
schiedet, das das schwächste aller Bun- 
desländer ist. 

Dieses schlechte Datenschutz- 
gesetz ist kompatibel zum Verfassungs- 
schutzgesetz. Es ist sicher das schärfste 
aller Bundesländer. Selbst die Paragra- 
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phen, die in Bayern nicht durchgegan- 
gen sind, wurden in Thüringen beden- 
kenlos akzeptiert. Erschreckend war für 
uns auch, daß die FDP-Landtagsfraktion 
das Verfassungsschutzgesetz unreflek- 
tiert verteidigt hat, obgleich die bayeri- 
sche FDP-Landtagsfraktion wegen der 
gleichen Passagen, die fast wortgetreu 
im Thüringer Gesetz auftauchen, Ver- 
fassungsklage erhoben hat. 


“telegraph”: Das liegt natürlich daran, 
daß die FDP in Bayern Opposition ist, 
in Thüringen aber Regierungspartei. 
Umfallen ist da gewissermaßen Partei- 
programm. In Thüringen wird also jetzt 
wieder legal abgehört? 


Büchner: Jetzt kann wieder abgehört 
werden, Briefe geöffnet werden, es kann 
wieder observiert werden. Die Polizei 
hat solche Möglichkeiten auch und ich 
halte das, so bitter es ist, für legitim in 
einem Moment, wenn akut Leben in 
Gefahr ist oder kriminelle Handlungen 
einen Grad erreicht haben, daß es keine 
andere Möglichkeit gibt, an Informatio- 
nen zu kommen. Nur die Polizei wird 
aufgrund der Rechtskonstruktion in der 
Bundesrepublik von der Staatsanwalt- 
schaft kontrolliert. Die Staatsanwalt- 
schaft muß diese Schritte begleiten, 
während ein Verfassungsschutz das in 
eigener Verantwortung machen kann 
und der Innenminister das ein halbes 
Jahr später einem Gremium mitteilt, das 
aus Mitgliedern der Regierungspartei 
und vielleicht noch der SPD besteht. 
Das ist die sogenannte parlamentarische 
Kontrollkommission, die ihrer Zweck- 
bestimmung natürlich gar nicht Genüge 
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tun kann, selbst wenn sıe das wollte. 
Solch ein Geheimdienst läßt sich nicht 
kontrollieren, sonst wäre es kein 
Geheimdienst. 

Thüringen hat jetzt also seinen 
Geheimdienst wieder, mit vorerst 120 
Mitarbeitern und es werden sicher noch 
mehr werden. Ein armes Land wie 
Thüringen leistet sich das, während Nie- 
dersachsen auf 80 Personen abgebaut 
hat. 


“telegraph”: Wie geht es eigentlich 
dem “Aufschwung Ost” in Thüringen? 


Büchner: Der “Aufschwung Ost” funk- 
tioniert in einem Bereiche. Es ist eine 
Infrastruktur geschaffen worden, die 
funktioniert. Sie beschränkt sich aber 
auf “Bild-Zeitungen” und Diskotheken. 
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"telegraph”: Die Imbißstuben hası Du 
vergessen. 


Büchner: In Thüringen sind es eher 
Imbißstände, alles ein bißchen ärmli- 
cher. Aber es wären natürlich durchaus 
Gelder vorhanden, die Handwerkern 
und Gewerbetreibenden zugute kom- 
men könnten. Sie werden nicht abgeru- 
fen. Ich sehe da große Versäumnisse im 
Wirtschaftsministerium, obwohl die 
Mitarbeiter mir glaubhaft versichern, 
daß sie rund um die Uhr tätig sind, um 
zu vermitteln, wo Geld vorhanden ist. 
Die Leute rufen das Geld nicht ab. Eine 
Regierung hätte die Aufgabe, das 
ordentlich publik zu machen. Aber es 
geschieht nicht. Die EG hat allein 17 
Millionen für Thüringen zur Verfügung 
gestellt, die nicht abgeholt werden. 
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Andererseits haben die 
Arbeitslosenzahlen steigende Tendenz. 
Es wird am 31.12. noch einmal einen 
großen Schlag geben. Ich gehe davon 
aus, daß 75% Arbeitslosigkeit Anfang 
nächsten Jahres erreicht sein werden, 
wenn man die sogenannte Nullarbeit 
einbezieht. In vielen Regionen ist jetzt 
schon diese Zahl erreicht und das wird 
sich auf absehbare Zeit nicht ändern. 


“telegraph’”: Gibt es keine westlichen 
Anbieter, was tut die Treuhand? 


Büchner: Es hat diese Verhandlungen 
mit dem Prinzen von Kent gegeben. Da 
wird ein Tiefkühltruhenwerk privatisiert 
und hätte eine Chance. Aber das ist ein 
Fall und insgesamt stellt sich das alles 
als Flickschusterei dar. Betriebsstruktu- 
“ ren ehemals staatlicher Betriebe, die 
selbst heute noch in der Lage wären, 
eigenständig und marktgerecht zu pro- 
duzieren, werden von der Treuhand nie- 
dergefahren. Bei der Erfurter Treuhand 
ist das noch relativ günstig. Die sind 
aber nur für eine bestimmte Größe 
zuständig. Interessant sind die großen 
Betriebe und die werden von Berlin ver- 
waltet. Und dort ist das Hauptproblem 
das Hand-in-Hand-Gehen von alten und 
neuen Seilschaften. Dort erweist sich 
das modifizierte, aber auf die Modrow- 
sche Konstruktion zurückgehende Treu- 
handgesetz als ein Instrument, das eine 
doppelte Enteignung der Bevölkerung 
produziert. Von seiten der Bürgerbewe- 
gungen hat es ja mehrfach den Vorstoß 
gegeben, ein anderes Treuhandgesetz zu 
installieren. Noch Anfang 1990 war die 
Rede davon, daß eine Volksaktie ausge- 
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geben werden könnte, die den Reinerlös 
aller sogenannten Betriebe den Men- 
schen in die Hand gibt. 21,3 Tausend 
pro Person waren damals hochgerechnet 
worden. Das wäre anständig und würdig 
gewesen. Das, was heute passiert, ist 
das ganze Gegenteil. Diejenigen Leute, 
die damals auf die Straße gegangen 
sind, sind jetzt als erste geflogen. Und 
diejenigen, die entweder in der Staatssi- 
cherheit oder in der staatlichen Verwal- 
tung saßen oder in den Kombinatslei- 
tungen tätig waren, haben ihre Bezie- 
hungen und die bestehenden internatio- 
nalen Kontakte ausgenutzt, um sich in 
den neuen GmbHs und Verwaltungen 
einzurichten. 

Anhand von VEB Mikroelek- 
tronik ist das besonders deutlich. Das 
Kombinat hatte seinen Stammsitz in 
Erfurt, in Frankfurt und Dresden 
wesentliche Filialen. Es ist in kriminel- 
ler Art und Weise auf Null herunterge- 
wirtschaftet worden, sodaß jetzt die 
Möglichkeit gegeben ist, das, was noch 
kommerziell interessant ist, die Liegen- 
schaften und Immobilien, aus der Porto- 
kasse der neuen Eigner zu bezahlen. 


“telegraph”: In Thüringen scheint man 
ja das Modell Deutschland besonders 
hart durchziehen zu wollen. Es ist schon 
verwunderlich, daß in einem Land, in 
dem die evangelischen Christen die 
große Mehrheit darstellen, fast sämtli- 
che Minister katholischen Glaubens 
sind. 


Büchner: Ja, das ist interessant. Mehr 
als 90% aller bedeutenden Ämter in der 
Landesverwaltung sind katholisch 
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besetzt. Das macht vielleicht auf der 
einen Seite den bayerischen Einfluß auf 
die Geschicke Thüringens deutlich, auf 
der anderen Seite den rheinischen Ein- 
fluß. Über die Ursachen möchte ich hier 
nicht spekulieren. Ich bin gespannt, 
wann sich die Evangelische Kirche mal 
zu Worte meldet. 


‘“telegraph”: Ich hätte eigentlich gem 
etwas über die Machenschaften von 
Opus Dei*.in Thüringen gehört, aber Du 
bist da wohl nicht aus der Reserve zu 
locken. Sag wenigstens etwas mehr über 
die Stasi-Connections in Thüringen. 


Büchner: Die Staatssicherheit als Orga- 
nisationsform gibt es seit Anfang 1990 
nicht mehr. Es herrschen inzwischen 
andere Aggregatzustände und an dem 
Begriff “Seilschaft” ist schon etwas 
dran. Das läßt sich aber nicht auf die 
Staatssicherheit begrenzen, sondern es 
sind auch andere Funktionäre und 
Angehörige der Nomenklatur, die Hand 
in Hand mit den neuen Seilschaften 
zusammenarbeiten und dies in allen 
Bereichen. Das geschieht nach der Bil- 
derbuchanordnung Mielkes, aber auch 
ganz anders. Sie sind umorientiert, 
marktwirtschaftlich. Es stellt sich mir 
dar als ein kybernetisches Modell orga- 
nisierten Wirtschaftsverbrechens, das 
sehr schwer greifbar ist und selbst dort, 
wo die Indizien sauber herausgearbeitet 
werden können, läßt es sich nicht 
justitiabel beweisen. Sie arbeiten in 


allen Verwaltungsbereichen, im Innen- 
ministerium, im Wirtschaftsministeri- 
um. Die Rolle des thüringischen Innen- 
ministers erscheint mir beispielsweise 
so undurchsichtig, daß ich einen Unter- 
suchungsausschuß initiiert habe, der die 
Vorwürfe klären soll, die gegen Mitglie- 
der der Regierung bestehen. 


“telegraph”: Welche Vorwürfe waren 
das? 


Büchner: Sowohl der Innenminister als 
auch der Ministerpräsident sind zum 
Teil schon vor Amtsantritt, aber zum 
Teil auch danach, über strafbare Hand- 
lungen- informiert worden und wurden 
nicht tätig. Sie haben diese Hinweise 
einfach nicht bearbeitet. Sie behaupten 
beide, sie hätten es den zuständigen 
Ermittlungs- und Strafverfolgungs- 
behörden übergeben. Sowohl die Staats- 
anwaltschaft als auch die Polizei haben 
das in den speziellen Fällen, in denen 
ich nachgefragt habe, verneint. 


‘telegraph”: Welche Aussichten hat 
der Untersuchungsausschuß? Es gab, 
mindestens früher, in parlamentarischen 
Kreisen den Ausdruck, daß man eine 
Sache “zur Beerdigung in den Ausschuß 
überweist”. 


Büchner: Ich will keinesfalls eine Vor- 
verurteilung praktizieren. Es wird unter- 
sucht, ob Regierungsmitglieder strafba- 
re Handlungen nicht zur Verfolgung 


Red: “Opus Dei” ist eine relativ junger katholischer Orden, eine synthetische Grün- 
dung aus dem Vatikan, der im Unterschied zu den älteren die Aufgaben erfüllt, die 
die Jesuiten für den Papst nicht mehr verrichten wollen. 


14 


telegraph 11/91 


® 


© 


weitergegeben und verschleiert haben 
oder ob sie ihre Dienstaufsicht verletzt 
haben. Wenn dies im Ausschuß eindeu- 
tig festgestellt wird, dann wäre die Kon- 
sequenz, daß sie ihr Amt niederlegen. 
Für den Fall des Innenministers halte 
ich das nach dem Material, das ich 
kenne, für geboten. 


“telegraph”: Welchen Einfluß haben 
die Bürgerbewegungen auf diese Ent- 
wicklung? Was versprichst Du Dir noch 
von Deiner Arbeit im Abgeordneten- 
haus bei diesen Mehrheiten in Thürin- 
gen und bei der verbreiteten Manier, die 
Ansichten der Regierungspartei einfach 
durchzupowern? 


Büchner: Ich bin schon entschlossen, 
so bürgernah wie möglich das abzuar- 
beiten, was wir als Aufgabe bekommen 
haben. Ich muß allerdings sagen, daß es 
für uns motivationshemmend ist, daß 
wir sehr oft deprimiert sind und die 
Schnauze voll haben, wenn keine Sach- 
gespräche laufen, wenn nur stur abge- 
stimmt wird und wenn unsere mühsam 
erarbeiteten Vorlagen einfach ignoriert 
werden können. 

Hinzu kommt, daß nicht ein- 
mal in der Öffentlichkeit davon gespro- 
chen wird, daß die Medien unsere 
Beiträge verschweigen. Alle Thüringer 
Tageszeitungen gehören der WAZ- 
Gruppe und daher braucht Thüringen 
keine Pressezensur mehr. Man kann es 
sich sogar leisten, im eigenen Konzern 
konkurrierende Blätter gegeneinander 
antreten zu lassen. Aber bestimmte 
Dinge und Inhalte fehlen eben. Es hat in 
der Thüringer Presse keine Behandlung 
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der Verfassungsschutzfrage gegeben. 
Da stand zwar “Kontroverse im Land- 
tag” und wurde vermerkt, daß Büchner 
wieder mal etwas gegen den ansonsten 
doch recht ehrenwerten Innenminister 
gesagt hat, aber das war’s dann. Das 
sind platte Informationen ohne wesent- 
liche Inhalte. Das stimmt mich schon 
sehr traurig, wie schnell man das 
machen kann. 


‘“telegraph”: Stehen eigentlich noch 
viele, die Dich gewählt haben, hinter 
Dir? Hast Du wenigstens von dort noch 
Resonanz? 


Büchner: Ich bekomme täglich sehr 
viel Post, sodaß ich es kaum bewältige, 
die Post abzuarbeiten. Aber ich muß 
sagen, im Mittelpunkt stehen zuneh- 
mend die persönlichen Interessen. Die 
Menschen haben Sorgen, sind verunsi- 
chert, ihre Zukunft scheint gefährdet 
und sie wollen wissen, wie sie ihren 
Lebensunterhalt besser sichern können. 
Die Fragen, die etwas Weitsicht verlan- 
gen, kommen kaum vor. Der Thüringer 
Landtag hat in kurzer Zeit 42 Gesetze 
verabschiedet. Dazu bekomme ich 


kaum Post und das macht mich betrof- 
fen. Zur gesamten Verfassungsschutz- 
frage habe ich nicht einen Brief bekom- 
men. Da muß ich schon fragen, ob in 
Thüringen die Intellektuellen schlafen. 
Das Gesprächführte r.l. 
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*Bürgerkomitee"15.Januar”e.V. Berlin, d. 06.11.91 
zur Aufarbeitung der Stasi-Vergangenheit 

Friedrichstr. 165 

O-1080 Berlin 

Tel.2292546 


Betrifft: Stasi-Aktengesetz 
Aufruf! 


Nun hat der Entwurf des Gesetzes zum Umgang mit den M£S- 
Akten den Innenausschuß des Bundestages passiert. Bis zu seiner Ver- 
abschiedung ist es nicht mehr weit. Nach dem bewährten Rezept von 
Zuckerbrot und Peitsche soll hier der Öffentlichkeit vorgeGAUCKelt 
werden, daß Betroffene ein weitgehendes Einsichtsrecht in ihre 
Unterlagen erhalten. Die Realität ist jedoch, daß es im Ermessen der 
Gauck-Behördenbürokraten liegen wird, wie weitgehend die Einsicht im 
einzelnen erfolgt. Nur sie werden entscheiden, wer überhaupt betrof- 
fen ist. 


Was will Bonn wirklich mit diesem Gesetz erreichen? 


Ganz sicher ist das Gesetz über den Umgang mit den MfS-Akten 
der Versuch, die Aufarbeitung der Stasi-Vergangenheit (eben nicht 
nur der DDR) der Öffentlichkeit zu entziehen. Mit dem angedrohten 
Strafmaß zwischen einer halben Million D-Mark und fünf Jahren Frei- 
heitsentzug, nur für den Besitz und die Arbeit mit Unterlagen des 
MfS (Kopien, Notizen, Protokolle u.s.w.), wird es zum Knüppel gegen 
die Presse und die Bürgerrechtler, welche sich der Aufarbeitung die- 
ses Teils der Vergangenheit widmen. 

Dieses Gesetz dient vordergründig der Rehabilitierung der 
Opfer der Stasi-willkür. Tatsächlich dient es den bundesdeutschen 
Diensten als Nachlaßverwaltern des Stasi-Erbes. Die Geheimdienste 
erhalten nun endgültig, uneingeschränkt und unkontrolliert Zugriff 
auf die Stasi-Akten und sind befugt, die sie interessierenden Unter- 
lagen ersatzlos (!) aus dem Bestand der Archive zu entwenden. 


Das Gesetz ist ein Skandal! 


wir rufen daher auf, sich nicht an dieses Gesetz zu halten 
und alle Unterlagen des MfS Öffentlich zu machen. Kopiert diese 
Unterlagen und stellt sie der Öffentlichkeit zur Verfügung 
(z.B. über das Dokumentationszentrum des BÜRGERKOMITEEsS *15.Januar”, 
zu erreichen im “Haus der Demokratie”, Friedrichstr.165, O-1080 Ber - 

‚„ lin, Tel.:2292546, 

oder 
über die UMWELT-BIBBIOTHEK Berlin, Schliemannstr.22, O-1058 Berlin, 
Tel.436392, Fax.4855357 
oder 
über das FORSCHUNGSZENTRUM zu den Verbrechen des Stalinismus in der 
DDR, Arthur-Weineck-Str.5, 0-8029 Dresden 
Tel.436392, Fax 4855357) 
Seid ungehorsam, denn Vergangenheit darf nicht verschwiegen werden!! 


Büro des BÜRGERKOMITEEs *"15.Januar” e.V. 


Der Text auf 5.16 ist durch ein Mißgeschick leider spie- 
gelverkehrt gedruckt worden. Hier nun der richtige. 


Tschuldigung 
die Drucker 


Stasi und Ende 


“Das Thema Stasi ist nicht mehr zu ertragen, es ist abgegessen - wir wollen die 
nächsten 40 Tage nichts mehr davon hören. Diejenigen die sich zur Zeit als Stasi- 
Jäger und -fänger betätigen, Listen veröffentlichen, ständig moralisieren, arbeiten 
bewußt der konservativen und rechten Politik in die Hände, sie spalten die Opposi- 
tion und lenken von den gegenwärtig wirklich gravierenden Problemen ab.” 


Mit dem Inkraftreten eines Gesetzes, 
das die Verfügung über den Umgang 
mit dem Material der Staatssicherheit 
der DDR festlegt, soll nun gleichzeitig 
eine Richtung gewiesen werden, wie 
mit den letzten 40 Jahren deutscher 
Geschichte umzugehen ist. Zeit war 
genug, sich etwas Vernünftiges auszu- 
denken, auch die Möglichkeit viele 
Menschen dabei zu beteiligen. Und es 
gab sogar welche, die sich ungefragt 
Gedanken gemacht haben, noch dazu 
über ihre eigenen Probleme. Und die 
haben es tatsächlich soweit gebracht, 
einen eigenen Gesetzesvorschlag zu 
unterbreiten. 

Einer der wichtigsten Gedanken war 
dabei, die Besitzverhältnisse über das 
gesamte Stasimaterial zu klären. Mit 
dem Spruch “Unsere Akten gehören 
uns” hatte die Mahnwache im Septem- 
ber 1990 vor der Stasizentrale in Berlin 
das auf den Punkt gebracht. Die Infor- 
mationen, die in den Akten gespeichert 
sind, gehören eben in die Hände derje- 
nigen, über die diese hinterhältig 
gesammelt wurden. Sie sollten endlich, 
erfahren wer sie bespitzelt und verraten 
hatte, wer den Überwachungsstaat auf- 
gebaut und wer die Befehle gegeben hat 
und vor allem, aus welchen Interessen 
das geschah. Es ging also auch um die 
Möglichkeit einer vielschichtigen histo- 
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rischen Aufarbeitung, nicht um zum 
Selbstzweck in der Geschichte zu 
wühlen, sondern um gleiches oder ähn- 
liches in Zukunft zu verhindern. Aber 
genau dazu haben die politisch Mächti- 
gen des alten und des neuen Landes aus 
verständlichem Interesse eine andere 
Meinung. In selten offen zur Schau 
gestellter Eintracht, wird demnächst 
gemeinsam von CDU, CSU, FDP und 
SPD ein Stasiunterlagengesetz durchs 
Parlament gestimmt, welches sie weiter 
möglichst unbeschadet erfüllen und kas- 
sieren, befehlen und bespitzeln, betrü- 
gen und verraten läßt. Zur Stunde wird 
immer noch gefeilscht, durch welche 
juristischen oder bürokratischen Hin- 
dernisse eine Öffnung der Archive 
beschränkt werden kann. 

Besonderes Interesse hat man dabei an 
Aussagen und Hinweisen, die sich auf 
“nachrichtendienstliche Mittel” bezie- 
hen. Der Grund ist völlig klar. Alle 
Geheimdienste haben ähnliche Organi- 
sationsstrukturen sowie Mittel und 
Methoden, mit denen sie tätig sind. 
Davon soll der Öffentlichkeit nichts 
bekannt werden. Die betroffenen Men- 
schen könnten sich. dagegen wehren. 
Deshalb soll es genau jenem halben 
Dutzend Schnüffelorganisationen unse- 
res mehr oder weniger schönen Landes 
ermöglicht werden, Material über nach- 
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10.10.84 | v. Stapo/ZH: An 6.10.84 fand in Zürich eine Veranstaltung zum 
Thena: "Türkei und Menschenrechte" statt. Als Organisator zeich- 
| nete die VEREINIGUNG DEMOKRATISCHER JURISTEN DER SCHWEIZ; ver- 
j treten durch BRAUNSCHWEIG Hansjörg, 30. Ca. 100 Teilnehner 
' [zu 502 türk. Emigranten). Referent. 


v.Stapo ZH: Betr, Solidaritäteveranstaltung für die, 


Gegenstand. 
Cefangenen 


der Türkei an 6.4.85 in Zürich. C. trat dort als Redner in Er- 


scheinung. j 


richtendienstliche Mittel “ersatzlos her- 
auszulösen”, sprich zu klauen und die 
“Arbeit” der Stasi fortzuführen. 
Hauptsächlich wird das die Sammlun- 


18 


gen der Hauptabteilung (HA) II (Spio- 
nageabwehr), HA III (Funkaufklärung), 
HA XVIH (Wirtschaft), HA XXIl(Ter- 
rorabwehr) und die HVA (Hauptverwal- 
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tung Aufklärung) betreffen. Aber auch 
andere Bereiche werden nicht ausge- 
schlossen. 

Im Einzelfall kann das beispielsweise 
bedeuten, daß ich einen großen Teil der 
über mich angelegten Berichte nie zu 
sehen bekomme, da laut “taz-Objektli- 
ste” die konspirative Wohnung der Stasi 
gegenüber meines Wohnhauses zur HA 
XXI gehörte. Schon jetzt viele Grüße 
an meinen neuen “Bearbeiter”. 

Ein solcher 
Datenklau ist 
auch vorgesehen, 
wenn “das Wohl 
des Bundes oder 
eines Landes 
berührt” wird. 
Was das nur 
heißen mag? 
Sicher ist aber, 
daß solche 
nebulösen For- 
mulierungen in 
der bisherigen 
Unrechtspraxis 
der Bundesrepu- 
blik sehr restrik- 


schutzwürdigen Interessen “Dritter” 
(Die Leute, in alle Welt verstreut, muß 
man erst einmal finden. Bei Verstorbe- 
nen die Erben fragen?) und/oder es sind 
Schwärzungen vorgesehen. Da werden 
dann gegen Bezahlung Kopien aus- 
gehändigt, die aussehen wie die nach 
dem Fichenskandal in der Schweiz 
1989/90 (siehe nebenstehende Seite). 
Nicht verwunderlich - es gab da schon 
immer gute Verbindungen 


och, doch, gute 
Nasen kann man 
eben überall gut 
gebrauchen... 


Der schweizer Oberschnüffler Kurt Furgler wurde 1990 zur 


tiv ausgelegt wur- Hilfe bei der Auflösung des MfS/AfNS in die DDR gerufen. 


den. Sicher ist 

auch, daß die 

Ansichten eines Schmiergeldpolitikers 
über das Wohl des Landes, sich von 
meinen deutlich unterscheiden. Wenn 
jetzt jemand auf den Gedanken kommt, 
daß da nicht mehr viele “Akten” übrig 
bleiben, die dann unbürokratisch 
zugänglich zu machen sind, ist das ein 
Irrtum. Jedenfalls sind es genug, weite- 
re Einschränkungen vorzusehen. Eine 
Einsicht kann abhängig sein von den 
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Offen ist bisher. auch, wer unter dem 
Begriff “Dritte” zu verstehen ist, ob 
Inoffizielle Mitarbeiter und Hauptamtli- 
che auch gemeint sind. Auf “Personen 
der Zeitgeschichte” (herrliche Sprach- 
konstruktionen sind möglich) soll die 
Regelung keine Anwendung finden. 
Gemeint sind damit beispielsweise Poli- 
tiker. Aber ob ein IM eine “Person der 
Zeitgeschichte” ist, darüber dürfen die 
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“Antragsteller auf Akteneinsicht” dann 
mit der Behörde streiten. 

Bleibt noch der in den letzten Tagen viel- 
diskutierte Eingriff in das Presserecht zu 
erwähnen. Der Wunsch mancher Vertre- 
ter von Politik, Wirtschaft und Verwal- 
tung, daß bei Ihnen erst nachgefragt wer- 
den muß, bevor über sie etwas veröffent- 
licht wird, ist natürlich sehr verlockend. 
Für die jetzt schon zehntausende zählen- 
den Menschen die einen Antrag auf 
Akteneinsicht gestellt haben, sind die 
Mühen der Ebene damit noch nicht been- 
det. Die Gauckbehörde bemüht sich näm- 
lich, ein treuer Erfüllungsgehilfe der Bröt- 
chengeber zu sein. Sollten einzelne Mitar- 
beiter dem nicht entsprechen, werden 
diese entweder entlassen oder ihre befri- 
steten Arbeitsverträge nicht verlängert. 
Bewährt hat sich auch die Disziplinie- 
rungsmethode, Unbotmäßige nach mona- 
telanger Arbeit ungefragt in andere 
Arbeitsbereiche zu versetzen. Nicht ver- 
wunderlich ist, daß es dabei besonders 
diejenigen trifft, die ehemals in Bürger- 
und Auflösungskomitees engagiert 
waren. Und das bei dem ständig nach 
außen beklagten Personalmangel. Oberre- 
gierungsrat Kuhnke hat als Personalchef 
aber auch dafür gesorgt, daß es selbst zu 
eifrige Angehörige vom BKA, die zur 
Unterstützung abgestellt waren, treffen 
kann. 

Formal bürokratisch erfolgen bisher die 
Überprüfungen. Bei Rehabilitationsanträ- 
gen, die nicht über Gerichte laufen, wird 
die Bearbeitung oft abgelehnt. Eine wei- 
tergehende Aufarbeitung erfolgt sowieso 
nicht. Das gesamte Material der AKG 
(Auswahl- und Kontrollgruppe) und der 
ZAIG (Zentrale Auswertungs- und Infor- 
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mationsgruppe) wurde nicht ausgewertet. 
Auch bei der Suche nach Inoffiziellen 
Mitarbeitern gibt man sich keine sonderli- 
che Mühe. Karteien wie die “F 217”, 
angelegt für den Ernstfall und größtenteils 
verschwunden oder vemichtet, aber für 
die HA I immerhin noch vorhanden, wur- 
den in Berlin bisher nicht genutzt, ein 
Suchantrag für die fehlenden Teile nicht 
gestellt und die für die Vernichtung laut 
Befehl persönlich verantwortlichen Leiter 
der ehemaligen Bezirksverwaltungen 
nicht zur Verantwortung gezogen. 

Die Krönung des ganzen: In der Gauck- 
behörde liegt noch Material zu Schalck 
und KoKo, das dem Untersuchungsaus- 
schuß bisher nicht übergeben wurde, weil 
dafür der direkte Antrag fehlt. 

Noch einmal Herr Gauck: Sie verwalten 
nicht die “Akten” einer irgendwie 
genannten Grundordnung oder eines 
Rechtsstaates, auf die sie sich so gerne 
berufen, und es ist nicht ihre Aufgabe, 
einen “Czerny” zu decken. Damit sind sie 
gemeinsam mit dem Ex-Datenschützer 
Geiger zum billigen Zuhälter verkommen. 
Sie bewahren das Wissen über Millionen 
Menschen und Jahrzehnte deutscher 
Geschichte und dieses Wissen muß so viel 
und so schnell wie möglich an die Öffent- 
lichkeit. Ä 
Bisher hat sich die ganze “Aufarbeitung” 
doch auf die Ankunft in der sprachlichen 
Verwaltungsrethorik und das Einrichten 
von Büros beschränkt. Dabei sind eine 
Menge von Fragen offen, beispielsweise 
wieso sich die DDR überhaupt innen- und 
außenpolitisch 40 Jahre halten Konnte. 
Welche Verflechtung der Stasi gab es mit 
Führungskräften aus Politik und Wirt- 
schaft der BRD? Wie verlief diese 
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Zusammenarbeit, die sich noch heute 
bewährt? Welche Interessen hatten und 
haben Westpolitiker? Es stellt sich die 
Frage nach der Rolle und der Notwendig- 
keit von Geheimdiensten überhaupt. Und 
das sind Fragen, die nicht nur zwei Hände 
voll Ostdeutscher angehen! 

Offen ist auch noch, wie Übernahme und 
Verkauf der DDR erfolgte. Es war eben 
Stasifreund Modrow, der den Ausverkauf 
einleitete und gleichzeitig die Zukunft von 
Stasimitarbeitern sichern und einen Ver- 
fassungsschutz aufbauen wollte. Begleitet 
wurde er dabei von Parteifreund Gysi. Es 
waren eben die Stasiparteichefs Böhme 
und Schnur, die die neuen Parteien in die 
Modrowregierung plazierten. Die anderen 
waren so dumm, sich übertölpeln zu las- 
sen. Es war eben Stasiminister Steinberg, 
der den Verkauf der DDR-Energiewirt- 
schaft arrangierte. Es war eben Stasipre- 
mier de Maiziere, der einen Vertrag 
zustande brachte zur Freude von Kohl und 
Kapital. Es war eben Stasifreund Diestel, 
der sich sorgte um die Zukunft von Stasi- 
mitarbeitern und Polizei und gleichzeitig 
in die Hände von Schäuble arbeitete. 
Nein, das Thema Stasi ist noch lange nicht 
zu Ende gebracht. Hebt nur schnell eure 
Pfoten zur Verabschiedung des Gesetzes. 
Ich hoffe nur, daß bald viele merken, wie 
sie verarscht werden. Inzwischen ist es an 
denen, die sich schon bisher um einen 
kleinen Beitrag bei der Trockenlegung 
des Sumpfes bemühten, das Gesetz zu 
mißachten. Stellt das Material, das ihr zur 
Verfügung habt, sicher. Macht Kopien 
und tauscht es untereinander aus. Und das 
wichtigste - bringt es an die Öffentlich- 
keit! (Im Kasten $S.16 sind Adressen von 
Gruppen angegeben, die sich genau das 
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zur Aufgabe gemacht haben;d. Red.) 
Nicht diejenigen sind die politisch Dum- 
men, die unbequeme Fragen stellen, 
Zusammenhänge aufdecken und tatsäch- 
lich Gesagtes, Getanes, Geschriebenes 
ans Licht bringen wollen, sondern die, die 
verschleiern, verdrängen und vergessen 
wollen. 
Eine Einsicht meinerseits noch hintenan- 
gestellt. Bei der nächsten Geheimdienst- 
oder sStaatsauflösung verzichte ich 
großzügig auf das Prädikat “friedlich”. 
L* 


* Kürzel, welches der Schreiber laut Sta- 
siberichten zur Zeichnung von Artikeln in 
den “Umweltblättern” verwendet hat 
(damit mich die Schnüffler besser identi- 
fizieren können und nicht soviel Steuer- 
gelder bei der “Aufklärung” vergeu- 
den). 
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Den Teufelskreis durchbrechen 


Chaos, Streit und erste Anzeichen für Verständnis bei einer 
Veranstaltung zum Leben mit Ausländern 


Am Abend des 6. November lud die 
Umwelt-Bibliothek Berlin zu einem 
Abend ein. In der Vorankündigung war 
er mit den Worten überschrieben: ‘Man 
will mich wegschmeißen.” 

Eingeladen war der seit 17 
Jahren in Berlin lebende ägyptische 
Journalist Mohamed Osman, der sich 
sowohl in Büchern und Artikeln als 
auch in selbstgestalteten Funk- und 
Fernsehsendungen kritisch mit Proble- 
men der sogenannten 3. Welt auseinan- 
dersetzt. Jetzt ist seine Aufenthaltser- 
laubnis abgelaufen und er soll ausge- 
wiesen werden. Als kleine Vorge- 
schmack wurde ihm der Paß entzogen, 
sodaß es ihm nicht mehr möglich ist, die 
betreffenden Länder Afrikas und des 
Nahen Ostens zu bereisen, um dort 
Informationen zusammenzutragen und 
(scheinbar die richtigen) Schlüsse zu 
ziehen. 

Mohamed Osman sollte über 
seine Arbeit und die ihm bevorstehende 
Abschiebung sprechen. Anschließend 
sollte zum Thema Ausländerfeindlich- 
keit diskutiert werden. 

Nun ist das so eine Sache mit 
Veranstaltungen. In der Regel finden 
sich einige, mehrere, selten jedoch nur 
viele interessierte Leute ein, die, wenn 
ihnen das Wort erteilt wird, Fragen stel- 
len, Probleme aufwerfen, einfach nur 
ihre Stimmung sagen oder in höflichem 
Ton miteinander diskutieren. Aber dies- 
mal sollte alles ganz anders sein. Ich 
will versuchen, den Abend aus meiner 
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ganz persönlichen Sicht zu schildern: 

Beginnen wollten wir die Ver- 
anstaltung um 20.30 Uhr. Als es dann 
endlich losgehen konnte, war es zehn 
vor neun, der Raum war voll und füllte 
sich im Laufe des Abends noch mehr. 
Es versprach spannend zu werden. Das 
Bild, das sich da von Anfang an dem 
Betrachter bot, war ein äußerst unge- 
wöhnliches. Friedlich nebeneinander 
saßen da Stammgäste, Ausländer, eine 
Oma und eine Reihe Jugendlicher (von 
ca. 16-19 Jahren), die zusammen mit 
einem Streetworker gekommen waren. 
Wie sie sich selbst bezeichnen, weiß ich 
nicht, jedenfalls sind es solche Jungs, 
die ich, wenn sie mir auf der Straße 
begegnen, erst einmal in eine der weiter 
rechts liegenden Schubladen stecke. 
Doch das nur zum besseren Vorstel- 
lungsvermögen. 

Nach einer kurzen Einleitung 
begann Mohamed Osman zu erzählen. 
Doch weit kam er nicht. Es ist schwer, 
das Durcheinander zu beschreiben, das 
uns dieser Abend noch beschehrte. Die 
Diskussion lief von Anfang an. Ein Mit- 
arbeiter des Jourmalisten hatte die 
Gesprächsleitung übernommen. 

Eins wurde schnell klar. Die 
Jugendlichen wollten ihren Frust raus- 
lassen. Aggressivität war da, Unver- 
ständnis, Intoleranz aber auch bloßes 
Unwissen. Fragen wie: Warum habe ich 
keine Arbeit, keine Wohnung? Warum 
bekommen Ausländer mehr Geld als 
Rentner? Einhellige Meinung der Jungs: 
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Erst einmal muß es in Deutschland um 
das Wohl der Deutschen gehen. Eigent- 
lich hätten sie ja nichts gegen Auslän- 
der. Aber sie alle hätten schlechte Erfah- 
rungen gemacht. Schlägereien und 
Anmache in der Schule, auf dem Alex. 
Scheißtürken. Lieber der als ich. Sie 
wollen sich nicht als Nazis bezeichnen 
lassen, nur weil sie Doc Martins anzie- 
hen. Türkenschweine. 

Die Diskussion war entbrannt 
und alle hatten Feuer gefangen. Jede 
Seite ließ ihre Geschütze donnern. Und 
es krachte heftig. Der Gesprächsleiter 
war dem Verzweifeln nahe. Man konn- 
te zeitweilig den Eindruck gewinnen, 
daß von ca. 30-35 Anwesenden 25 spra- 
chen, schrieen und kreischten. Man fuhr 
sich gegenseitig über den Mund und nur 
die Oma schaffte es, ohne Uhnterbre- 
chung zu reden. Sie war es wohl auch, 
die den Jungs mehr Respekt abnötigte, 
als alle unsere gut ausgeklügelten Argu- 
mente. 

Ein Typ sagte: “Wer mich 
haßt, den hasse ich auch.” Die Antwort 
von Mohamed: “Ich kann dich lieben, 


auch wenn du mich haßt!” Ich denke, 
auch das hat gewirkt. In kleinen Grup- 
pen ist dann ebenfalls noch lange disku- 
tiert worden. Man kam sich näher. 

Was der Abend gebracht hat? 
Viel Aufregung, ein halbes Dutzend 
leere Zigarettenschachteln, aber zum 
Ende hin auch eine vorsichtige Annähe- 
rung. Man bemühte sich wenigstens, 
auch den anderen anzuhören. Eine 
Umarmung zwischen Mohamed und 
einem, der ihm zu Anfang wahrschein- 
lich keine Chance zu geben gedachte 
(So war zumindest mein Eindruck). 

Ein zweiter Abend ist geplant, 
zu dem außer Mohamed Osman und 
anderen Interessierten auch türkische 
Jugendliche eingeladen werden sollen. 
Für mein Empfinden ein guter und inter- 
essanter Abend. Bleibt zu hoffen, daß 
auch das nächste Treffen uns alle einen 
Schritt weiterbringt, dazu verhilft, einen 
Teufelskreis aus Unsicherheit, Haß und 
Rache zu durchbrechen. Hunde die bel- 
len, beißen nicht. Das wollen wir hof- 
fen. Mara 


Der große Knall in der Pfarrstraße 
oder wer Wind sät, dem kann es passieren, daß er Sturm erntet 


Die Nacht vom 21.-22.10.1991 brachte 
einem Ostberliner Sozialprojekt mit 
hauptsächlich rechtslastigen Jugendli- 
chen in der Pfarrstr.111, einen jähen 
Baustop. Wir hatten das von dem Sozi- 
alarbeiter Michael Heinisch geleitete 
Projekt bereits in “telegraph” Nr.6/91 
unter die Lupe genommen und die 
Beteiligung von offensichtlich unbe- 


24 


lehrbaren Funktionären der faschisti- 
schen Gruppe “Nationale Alternative” 
(NA) kritisiert. Eine Brandsatz, laut 
Bekennerschreiben von einer “antifa- 
schistischen Gruppe” gelegt, richtete 
jetzt einen hohen Sachschaden an dem 
Haus an und warf die Bauarbeiten auf 
Wochen zurück. 
So konnte auf dem Richtfest 
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am 23.10., das dennoch symbolisch 
durchgeführt wurde, auch keine richtige 
Feststimmung aufkommen. Man wollte 
Rache üben und suchte nach einem pas- 
senden Opfer. In Folge der Bierseelig- 
keit kam es dann auch zu Auseinander- 
setzungen mit Leuten aus den besetzten 
Häusern in der gleichen Straße. Einige 
Leute des Sozialprojektes drangen in 
das Haus Nr.108 ein. Vorwand war, daß 
Ingo Hasselbach, Funktionär der NA 
angeblich in diesem Haus festgehalten 
würde und zusammengeschlagen wor- 
den sei. 

Aus diesem Grund kam es 
zwischen 11 Leuten von Heinisch (drei 
fehlten an diesem Tag bzw. waren schon 
vorher gegangen) und den hinzugekom- 
menen Besetzern der anderen Häuser zu 
einer kleineren Straßenschlacht, bis die 
Polizei eintraf und dem Spuk ein Ende 
setzte. Sechs “Jungs” von Heinisch wur- 
den vorübergehend verhaftet. Unter 
anderem Frank Lutz (ebenfalls NA- 
Funktionär) und Ingo Hasselbach. Letz- 
terer mußte jedoch erst einmal ins Kran- 
kenhaus. Mittlerweile sind alle wieder 
auf freiem Fuß. Gegen Hasselbach und 


drei weitere Leute wurden Verfahren 
eingeleitet. Unter ihnen ist ein gewisser 
Zybel, der eine Frau zusammengeschla- 
gen haben soll. Hasselbach habe gar drei 
Verfahren angehangen bekommen. 
Außerdem erstatteten Bewohner der 
besetzten Häuser Anzeige. 

Sozialarbeiter Michael Hei- 
nisch zog sofort Konsequenzen. Er 
beurlaubte alle Mitarbeiter des Projektes 
- für eine Woche. 
Der Träger des Projektes “List” forderte 
personelle Konsequenzen. Der Vereins- 
vorstand und die Projektanleiter 
beschlossen die Entlassung der NA- 
Funktionäre Ingo Hasselbach, Frank 
Lutz und Heiko Baumert. Die meisten 
der Leute fanden diese Entscheidung 
jedoch nicht richtig. Seit diesem Fall 
wird im Projekt ein Neubeginn disku- 
tiert. Man will einiges anders machen, 
auch im Umgang mit den Besetzern von 
der anderen Straßenseite. Damit haben 
Heinisch und seine Leute wohl noch 
einmal eine Galgenfrist bekommen. 
Noch so ein Vorfall wäre wohl das end- 
gültige AUS für das Projekt. 

Daniel Düsentrieb 


Antifa-Ratschlag in Dresden 
1.-3.11.1991 


Ein breites Bündnis autonomer Grup- 
pen, Organisationen, Christen und Par- 
teien rief auf und viele kamen. 

Schon am Freitag den 
01.11.1991 waren es gut dreihundert 
Menschen, die den Weg nach Dresden 
und in die Polytechnische Hochschule 

"fanden. 
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Autonome, Bürgerbewegte, 
Christen, Parteileute, Unorganisierte 
aus allen Teilen Deutschlands, der 
Schweiz, Österreichs und Großbritanni- 
ens. Gemeinsames Anliegen war, sich 
auszutauschen, miteinander ins 
Gespräch zu kommen, Kontakte zu 
knüpfen, um in Zukunft besser und vor 
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allem gemeinsam gegen Faschismus 
und Rassismus handeln zu können, ohne 
seine eigene Identität aufzugeben. 

Am 2.11. wuchs die Teilneh- 
merzahl auf etwa 500 an. 
In drei Plenarveranstaltungen, 10 
Arbeitsgruppen und 5 Workshops 
wurde zu den Themen faschistische 
Organisierung in Deutschland seit 1945, 
historische Bezüge, rassistische 
Erscheinungen, Politik mit Flüchtlin- 
gen, Asylrecht, Antifaschismus und 
Staat, Selbstschutz, Sozialarbeit und 
Frauen-Antifa diskutiert und Erfahrun- 
gen bei der antifaschistischen und anti- 
rassistischen Arbeit ausgetauscht. Dabei 
kamen immer wieder Unterschiede zwi- 
schen Ost- und Westdeutschen zu Tage. 

Die Atmosphäre in den 
Arbeitsgruppen war im allgemeinen gut. 
Das gilt allerdings für zwei Arbeits- 
gruppen nicht. Während in der AG 
“Entstehung von Neofaschismus in der 
ehemaligen DDR” am Thema vorbeige- 
redet wurde und die mehrheitlich west- 


Nun aber aufgewacht, Leute 


lichen Teilnehmer hauptsächlich über 
die Historie von Faschismus und der 
Erblastschuld des Stalinismus an der 
Diskreditierung des Antifaschismus 
debattierten, wurde in der AG “Grund- 
lagen und Ursachen von Rassismus” 
von Seiten einschlägiger Kräfte ver- 
sucht, die Diskussion dahingehend zu 
dominieren, daß die Arbeiterklasse in 
ihrem Wesen eine hehre, antirassisti- 
sche Klasse wäre und daß ihr ein etwai- 
ge Fehlorientierungen bestenfalls von 
den politischen Verhältnissen aufge- 
zwungen würden. In einem zweiten, 
kürzeren Diskurs wurde von gleicher 
Seite das Zutreffen des Begriffes Ras- 
sismus für die heutige Zeit in Frage 
gestellt. 

Vernetzung wurde während 
des Treffens groß geschrieben und nicht 
nur in den Arbeitsgruppen. Überall auf 
Gängen in Räumen in der Kneipe des 
Studentenklubs standen Leute und 
tauschten Adressen, schlossen Verabre- 
dungen, vereinbarten Zusammenarbeit. 


Unser Sender soll am 31.12.1991 abgeschaltet werden! 


Das nehmen wir nicht hin! 


Unser Treffpunkt: 
Jeden Montag 19.30 Uhr 


im JOJO 
(Wilhelm-Pieck-Straße 216, 
Berlin-Mitte 
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Durch den gesamten Rat- 
schlag zog sich die allgemeine Ein- 
schätzung, daß die ungerechte Weltwirt- 
schaftsordnung Schuld an der Vernich- 
tung der Existenzgrundlage vieler Län- 
der des Trikont zugunsten des Reich- 
tums der hochindustriellen Länder hat 
und wesentliche Ursache für “Flücht- 
lingsströme”, Asylsuche und politische 
Konflikte sei. Weiter wäre klar, daß sich 
die Faschisten derzeit in einer Offensive 
befänden und Wegbereiter für einen 
weiteren Rechtsruck der etablierten Par- 
teien seien. Aus diesem Grunde sei der 
Widerstand gegen die Abschottung 
Deutschlands und die Bekämpfung der 
“Festung Europa” notwendig und Teil 
des antifaschistischen Kampfes. 

Am Abend des zweiten Tages 
fand im Theater der jungen Generation 
eine relativ gut besuchte Veranstaltung 
mit Kulturprogramm zum Thema statt. 

Das Abschlußplenum im Haus 
der Künste brachte dann den Eklat. 
Nach den Berichten aus den Arbeits- 
gruppen versuchte die trotzkistische 
SAG (“Sozialistische Arbeitergruppe”), 
die mit einer Zahl von etwa 40 Personen 
auf dem Ratschlag überrepräsentiert 
war, mit vielen, sich kaum von einander 
unterscheidenden Redebeiträgen zu 
dominieren. Aber auch schon in den 
vorhergehenden Veranstaltungen hatte 
die SAG versucht, Einfluß zu nehmen, 
Themen vorzugeben und Diskussionen, 
die ihrer Ideologie entgegen wirken 
könnten, zu verhindern. 

Ihren ursprünglichen Plan, aus 
dem Antifa-Ratschlag heraus eine 
Demo in Dresden durchzuführen, ließen 
sie zu keiner Zeit fallen und versuchten 
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ihn immer wieder zu favorisieren. 

Mit dieser Politik sollte die 
antifaschistische Bewegung vor ihren 
ideologischen Karren gespannt werden, 
was auch ein internes Papier dieser Par- 
tei dokumentierte, das während des Rat- 
schlags auftauchte und beim Abschluß- 
plena zum Eklat mit der SAG führte. 

Textpassagen wie: “... Tausend 
stehen unter Führung von VL, Bündnis 
90, PDS, unabhängigen und autonomen 
Antifas oder der Kirche - und warten. 
Sie demonstrieren nicht ohne ihre Orga- 
nisationen. (...) Es ist das A und O der 
Einheitsfrontpolitik, Führungen rele- 
vanter Organisationen auch gegen ihren 
Willen in die Aktion hineinzubringen...” 
verdeutlichen dies. 

Die Echtheit des zitierten 

Papiers wurde im übrigen von der SAG 
selbst in Form von hysterischen Zwi- 
schenrufen bestätigt. 
Damit war die Selbstdisqualizierung der 
SAG perfekt. Den Rest taten dann Red- 
ner von rivalisierenden Gruppen mit 
gleichem Bestreben und ach so proleta- 
risch klingenden Namen, wie “Links- 
wende” oder “ Arbeitermacht”. 

Trotz allem konnte dies den 
Gesamteindruck des Ratschlags nicht 
schmälern. Wer gehofft hatte, daß es zur 
Verabschiedung von billigen Resolutio- 
nen oder zur Gründung neuer revolu- 
tionärer, antifaschistischer Einheitspar- 
teien kommen würde, mußte wohl ent- 
täuscht von dannen ziehen. Die aber, die 
Leute kennen lernen, sich vernetzen und 
informelle Verbindungen schaffen woll- 
ten, für eine wirkliche kontinuierliche 
Antifaarbeit, die wurden belohnt. Es 
wurden vor allem endlich regionale 
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Netze geknüpft und ausgebaut. Haupt- 
nutznießer waren wohl die Gruppen der 
chemaligen DDR und die Leute, die auf 


der Suche nach Gruppen waren. 

Bedenklich erscheint mir, daß 
es in Dresden selbst über die Vorberei- 
tungsgruppe hinaus nur wenig Beteili- 
gung am Antifa-Ratschlag gab. In der 
Neustadt als sogenantes “linkes Scene- 
Wohnviertel” spürte man schreiendes 
Desinteresse gegenüber dem „Rat- 
schlag“. Allerdings steht dies in dem 
Kontext der Neustädter Bedingungen 
und zeigt die gleiche Passivität, die 
viele Neustädter auch gegenüber mar- 
odierenden Nazibanden in ihrem 
Umfeld haben: Sie halten das Maul und 
zahlen Schutzgelder. 

Wer mehr und stärker inhalt- 
lich über den Antifa-Ratschlag in Dres- 
den orientiert werden will, dem sei 
gesagt, daß, wie nach jedem richtigen 
“Kongreß” auch diesmal ein Reader 
gemacht wird. Der wird etwa in vier 
Wochen fertig und vorraussichtlich über 
die Kontaktadressen des Ratschlags zu 
bestellen sein. In diesem Sinne: 

Barni Geröllheimer 
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Ökologismus, Ökofaschismus und ÖDP 


Auf der Suche nach neuen Möglichkei- 
ten zur allgemeinen Salonfähigkeit 
rechter und faschistischer Ideen war 
schon seit langem der Natur- und 
Umweltschutz ein interessantes Feld für 
Ideologen der Rechten. 

Letztes Kind dieser Strategie war die 
ÖDP, die “Ökologisch Demokratische 
Partei”, die dem ökologistischten Spek- 
trum zuzurechenen ist. Im Vorfeld der 
letzten Bundestagswahlen und insbe- 
sondere der Wahlen zum Europaparla- 
ment versuchte diese Partei, eine Grün- 
dung von rechten Ex-CDU/CSUlern, 
Leute aus dem alternativen Ökospek- 
trum und “Wertkonservative” aller Cou- 
leur unter einem Programm zu versam- 
meln, dessen Kernpunkte “konsequente 
Orientierung auf Ökologie vor Ökono- 
mie”, “Wiederherstellung einer wirkli- 
chen Demokratie”, “Besinnung auf tra- 
ditionelle Werte und Bindungen”, ein 
Hauch Ausländerfeindlichkeit in 
“gemäßigt-kultivierter”” Form und eine 
fast papsttreue Linie in Sachen Schwan- 
gerschaftsabbruch waren. In etlichen 
Teilen ist das Programm eigentlich eine 
hübsch verpackte Neuauflage des Kon- 
zeptes von der “Volksgemeinschaft” 
(Interessanterweise ist das Wort “Volk” 
ein in Papieren der ÖDP ziemlich häufig 
bemühter Begriff) . Die Idee dahinter 
ist, in einer Zeit zunehmender Verwir- 
rung und Unübersichtlichkeit unter dem 
Banner von Gemeinschaft, Solidarität, 
Umweltschutz und Demokratie Leute 


zu binden, die orientierungslos sind. Sie 


sollen über solcherart postulierte Ziele 
an die Partei gebunden werden, über 
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positive Einzelaktionen im Zusammen- 
hang mit dem Umweltschutz der Partei 
ein gutes Image verschaffen und lang- 
sam und allmählich an das Gedankengut 
der Konservativen und Rechten 
gewöhnt werden. Bei sowieso schon 
“wertkonservativ” eingestellten Leuten 
eh kein Problem. Bei der ÖDP ging das 
nach dem Mißerfolg bei den Wahlen 
gründlich schief. Der größere Teil der 
Ökoaktivisten, der auf die Ökofängerei 
reingefallen war, merkte einigermaßen 
schnell, daß er im falschen Verein 
gelandet war. Interessant ist allerdings, 
daß sich anfangs auch etliche Menschen 
aus “seriösen” Umweltschutzorganisa- 
tionen ( BUND, Greenpeace, WWF ) 
auf die ÖDP eingelassen haben. Hier 
gibt es offenbar ein großes Potential von 
Leuten ohne großartige politische Fest- 
legungen, Motto “Alles gut, Hauptsache 
Öko”. 

(teilweise gab es auch gemeinsame 
Listen mit den Grünen) 

Da diese Zielgruppe einmal erkannt 
wurde, kann man davon ausgehen, daß 
es weitere Bemühungen von Rechter 
Seite zur Gewinnung zumindest eines 
Sympathisantenfeldes geben wird. Die 
ÖDP ist insgesamt gesehen noch ein 
einigermaßen gemäßigter Vertreter 
rechtsökologischen Gedankenguts. 
Gerade dadurch erzielte sie aber relativ 
große Erfolge, auch unter Ökogruppen 
in der Ex-DDR (z.B. bei der Ökostroika 
in Leipzig). Etliche Gruppen wußten 
nicht so recht, mit wem sie es tun haben 
und nahmen Geld- und Sachspenden 
gerne an, ohne sich näher anzuschauen, 
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mit wem sie sich da einlassen. 

Krassere Spielarten dieser Denkrichtung 
finden sich in den Programmen nahezu 
aller faschistischen und rechtsradikalen 
Parteien und Jugendorganisationen in 
Deutschland. Ä 
Wo liegen nun die ideologischen Wur- 
zeln und Grundlagen? Als wesentlich- 
stes Element ist hier der Sozialdarwinis- 
mus zu nennen. 

Dieser beruht auf der Übertragung von 
Theorien aus der Abstammungslehre der 
Arten auf die menschliche Gesellschaft. 
Das heißt im Klartext: Durch “Ausmer- 
zung” aller “Schwachen” oder “Kran- 
ken”, im “Kampf ums Überleben” soll 
die “neue starke Rasse” entstehen. Folgt 
man der Argumentationslinie, ist dies 
nur die logische Fortsetzung des Gedan- 
kens vom Mensch als Teil der Natur. 
Werte wie Humanität und Menschlich- 
keit werden negiert, nur das Überleben 
der Natur wird als oberstes Ziel aner- 
Kannt. Interessanterweise ergibt sich hier 
ein teilweise nicht unerheblicher Kon- 
flikt zu den andererseits postulierten 
Idealen von Volksgemeinschaft und 
Solidarität, der aber nicht ausgetragen 
wird. Z.B. bei der ÖDP wird großen 
Wert auf Solidarität mit sozial Schwa- 


BesetzerInnen- 
zeitung 
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chen etc. gelegt, die Abkehr vom “rück- 
sichtslosen materiellen Kampf der Klas- 
sen und Verbände” wird gefordert. 
Gleichzeitig wird aber das Leben von 
Pflanzen und Tieren höher gewichtet als 
das von Menschen, ohne die Konse- 
quenzen zu beachten. In einer verhält- 
nismäßig ausgeprägten Form sind 0.8- 
Thesen eher bei offen rechtsradikalen 
Parteien und Gruppen anzutreffen. 

Die Traditionslinie solcher Ideen läßt 
sich bis an den Anfang dieses Jahrhun- 
derts zurückverfolgen. Frühe Bewegun- 
gen mit ökologistischen Elementen wie 
Teile der Wandervogelbewegung gingen 
dann ziemlich nahtlos in die Hitlerju- 
gend über. 

Insgesamt ist, angefangen von 
solchen Parteichen wie der ÖDP bis zum 
militant-faschistischen Flügel, eine Ten- 
denz zur Einbeziehung von Themen wie 
Umweltschutz und Ökologie in ihren 
theoretischen Fundus zu beobachten. 
Dabei wird naturgemäß eine dem sonsti- 
gen ideologischen Grundmuster entspre- 
chende Modifizierung vorgenommen, so 
daß Varianten entstehen, die aber alle 
den gleichen Kern haben. 

Die Postulate beinhalten meist folgen- 
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- Abkehr vom materialistischen Fort- 
schrittsglauben 
- Priorität der Ökologie vor allem ande- 
ren 
- mehr Gemeinschaftssinn und Zusam- 
mengehörigkeitsgefühl des Volkes 
- Alleinvertretungsanspruch der betref- 
fenden Gruppe 
(ÖDP: “Eine auf die Zukunft gerichtete 
Partei (...) muß die Gesamtinteressen der 
Bevölkerung (...) vertreten.”) 
- Forderung nach Opferbereitschaft und 
gemeinsamen Anstrengungen 

Bei der ÖDP kommt dazu 
noch die offene Forderung nach der 
unveränderten Übernahme der Paragra- 
phen 218/219 StGB (Schwanger- 
schaftabbruch) auf das Gebiet der Ex- 
DDR. 
Damit dürften sie sich wohl den größten 
Teil ihrer Anhänger im Alternaivspek- 
trum verscherzt haben. 
Die ÖDP dürfte nicht der letzte Vorstoß 
in die Ökologistische Richtung sein, auch 
diverse Sekten tendieren beispielsweise 
dorthin. 
Es bleibt also auch weiterhin ratsam sich 
Parteiprogramme und ähnliches auf- 
merksam anzusehen, bevor mensch sich 
zu irgendeiner Zusammarbeit bereit fin- 
det. 
Prominente Vertreter der ÖDP sind Her- 
bert Gruhl, der auch von anderen Ökolo- 
gistischen Strömungen als führender 
Theoretiker anerkannt wird, und Franz 
Alt. Laut "taz" vom 7.11.91 gründete 
Gruhl die ÖDP nach langjähriger CDU- 
Mitgliedschaft und einem kurzen Zwi- 
schenaufenthalt bei der konservativen 
"Grünen Aktion Zukunft" im Jahre 
1981. Er verließ die ÖDP 1989, nach- 
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dem der Bundesparteitag die Abgren- 
zung von NPD und Republikanern for- 
mal beschloß. Gruhl tritt häufig vor 
Schweizer Nazis und geschivhtsrevisio- 
nistischen Gruppen auf und fordert mit 
seinem neuen "Arbeitskreis ökologi- 
scher Politik" einen "Einwanderungs- 
stop aus ökologischen Gründen" 

Jetzt wurde ihm von der nie- 
dersächsischen Umweltministerin Moni- 
ka Griefahn (Die Grünen) das Bundes- 
verdienstkreuz am Bande verliehen. Er 


ELTERN 


BEE BEE D 
habe als "einer der Väter der deutschen 
Umweltpolitik die Diskussion über die 
Grenzen des Wachstums in der Öffent- 
lichkeit entfacht." Von faschistischer 
Ideologie und Tätigkeit Gruhls wisse 
man im Umweltministerium Nieder- 
sachsens nichts. Außerdem, so die Spre- 
cherin, sei Herr Gruhl ja nicht wegen 
seiner parteipolitischen Aktivitäten, son- 
dern wegen seiner Verdienste um den 
Umweltschutz ausgezeichnet worden. 
ltc. 
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Schutzzone für rumänische Roma? 


Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Rumänien 
von William Totok (Berlin) 


Schon in der Ceausescu-Zeit existierte 
ein breiter Konsens zwischen der Mehr- 
heitsbevölkerung und dem Repressions- 
apparat, wenn es um die Roma ging. Die 
transnationale Minderheit der Roma 
zählt wahrscheinlich 3 Millionen Mit- 
glieder und war bis Dezember 1989 als 
eigenständige Volksgruppe nie aner- 
kannt worden. Die zaghaften Versuche 
einer Sozialisation und gesellschaftli- 
chen Integration aus der Frühzeit des 
Stalinismus waren ebenso rasch verges- 
sen wie das ZX-(Geheim)Programm 
von 1977, als Ceausescu mit Hilfe des 
rumänischen Romachefs, dem “Bulli- 
bascha” Ioan Cioaba, seitens der Bun- 
desregierung Entschädigungsgelder für 
Romaverfolgungen während der Nazi- 
diktatur kassieren wollte. Dabei hatte 
Ceausescu übersehen, daß die rumäni- 
schen Roma nicht in deutsche KZ ein- 
geliefert worden waren, sondern in die 
in Transnistrien (heute in der sowjeti- 
schen Moldaurepublik) von dem Hitler- 
Verbündeten und militärfaschistischen 
Diktator, Ion Antonescu, errichteten 
KZ-ähnlichen Ghettos. Unter dem Vor- 
wand, die Zigeuner hätten dem Feind 
durch offene Feuer die eigenen Stellun- 
gen signalisiert und wären zudem in 
Häuser eingedrungen, um diese zu plün- 
dern, ließ Antonescu Zehntausende 
deportieren und verhungern. Antonescu, 
der jetzt als “größter rumänischer 
Patriot” und “Kämpfer gegen den Bol- 
schewismus” rehabilitiert werden soll, 
nutzte für seine Zwecke die in der 
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Bevölkerung verwurzelten Vorurteile 
gegen Roma und Juden. “Es ist mir 
gleichgültig, ob wir als Barbaren in die 
Geschichte eingehen”, erklärte Antone- 
scu im Juli 1944 vor dem rumänischen 
Ministerrat. “Das römische Reich hatte 
sicherlich auch einige barbarische 
Aktionen eingeleitet, im Widerspruch 
zu damaligen Vorstellungen, aber es 
war trotzdem das glorreichste politische 
Gefüge. Jetzt ist der günstigste Augen- 
blick unserer Geschichte gekommen. 
Wenn es notwendig sein sollte, feuert 
mit Maschinengewehren.” Der von 
Antonescu und seinen Helfershelfern in 
Gang gesetzte “Kreuzzug für ein rumä- 
nisches Rumänien”, der “völkischen 
Reinigung von allen artfremden Ele- 
menten”, wie sich sein Stellvertreter 
ausdrückte, verlief so grauenerregend, 
daß selbst hartgesottene Nazifunktionä- 
re das brutale Vorgehen der rumäni- 
schen Behörden kritisierten. 


Jagd auf Zigeuner 


Trotz des Verschweigens all dieser Vor- 


‚ gänge während der national-kommuni- 


stischen Ceaucescu-Diktatur blieb die 
Erinnerung an den “kompromißlosen 
Helden Antonescu”, der gegen die - 
“Zigeunerplage” effiziente Maßnahmen 
ergriffen hatte, erhalten. Bereits im 
Januar 1990 druckte die Temeswarer 
Zeitung “Renasterea banateana” (Bana- 
ter Wiedergeburt - vormals: “Rote 
Fahne”) einen Leserbrief ab, in dem es 
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wörtlich hieß: “Ich würde gegen die 
Zigeuner die gleichen Maßnahmen 
ergreifen wie Antonescu.” Das Blatt 
wird jetzt von dem ehemaligen Ceause- 
scu-Intimus und Antonescu-Verehrer, 
Iosef Constantin Dragan, einem bis zur 
Revolution in Italien lebenden rumä- 
nischstämmigen Millionär, herausgege- 
ben. Nicht zufällig ist Dragan auch der 
Ehrenvorsitzende der neofaschistischen 
Massenorganisation “Vatra Romaneas- 
ca”, deren minderheitenfeindliche Poli- 
tik an die Traditionen der Zwi- 
schenkriegszeit anknüpft. Die ersten 
Auseinandersetzungen mit Roma fan- 
den kurz nach der Revolution im sie- 
benbürgischen Städtchen Reghin statt, 
als Hilfstransporte aus ganz Europa in 
Rumänien eintrafen. Ungarn und Rumä- 
nen machten Jagd auf Zigeuner, weil 
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größere Mengen bestanden haben sol- 


. len. Seither kam es in 16 Ortschaften zu 


pogromähnlichen Überfällen auf Roma- 
siedlungen und -viertel. Oft wurden in 
Dörfern die Kirchenglocken geläutet, 
um das Signal für die Angriffe auf die 
Romaviertel zu geben. Die Polizei hält 
sich in der Regel zurück. Die Sünden- 
böcke sind immer die als “faul und aso- 
zial” verschrieenen Roma, gegen die in 
zahlreichen Publikationen regelrechte 
rassistische Kampagnen geführt wer- 
den. In düsteren Farben beschworen die 
Zeitungen die Zigeunergefahr: “Der flo- 
rierende Handel mit Flaschenbier wird 
ausschließlich und autoritär von Zigeu- 
nern dominiert”, stichelte die regie- 
rungsfreundliche “Adevarul”. “Sie lau- 
ern den ganzen Tag darauf, ob der Last- 
wagen mit dem Bier eintrifft. Sie sind 
schamlos. Gut organisiert stürmen sie 
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los. Weil sie unternehmungslustig sind 
und jeglichen Vandalismus überbieten, 
stürmen sie die Geschäfte und Magazi- 
ne, bedrohen oder verprügeln die Ver- 
käufer. Angesichts der jahrelangen 
Komplizenschaft mit der Miliz (so hieß 
die kommunistische Polizei - Anm. 
W.T.) sind heute jegliche Razzien inef- 
fizient, so daß die Spatzen bloß von 
einem Baum auf den anderen 
gescheucht werden können. Ich sage 
Spatzen, damit die Krähen sich nicht 
beleidigt fühlen.” Ähnlich wie in diesem 
kaum zu überbietenden Verleumdungs- 
artikel, in dem die als “Krähen” 
beschimpften Roma als Schwarzhändler 
und Spitzel beschrieben werden, argu- 
mentiert auch Dragan in einem apologe- 
tischen Machwerk, “Antonescu, der 
Marschall Rumäniens und die Vereini- 
gungskriege” (1991), wobei er Rumäni- 
en mit Südafrika vergleicht, einem 
Land, in dem die Schwarzen “absolute 
Rechte” fordern und den “Anspruch 
erheben, das Land zu regieren”. Das 
“orientalische Gesindel” zeichnet sich, 
so Dragan, durch “Skrupellosigkeit, 
Grausamkeit und Mitleidslosigkeit aus”, 
bedroht die Existenz der Rumänen und 
verzichtet nicht auf “Gewohnheiten wie 


Plündern und Pferdestehlen”. “Es 
gelingt ihnen sogar, gut kontrollierte, 
fast hermetisch abgeriegelte Grenzen zu 
überqueren, vor allem nachts, wenn sie 
die Dunkelheit verschluckt, die Dunkel- 
heit, die nicht nur identisch mit ihrer 
Hautfarbe ist, sondern auch mit der 
Farbe ihrer Seelen.” 
Gegen derartige ungeheuerliche Ver- 
leumdungen kann sich die marginali- 
sierte Romaminderheit kaum wehren. 
Ein “ernster ethnischer Konflikt mit ras- 
sistischen Dimensionen” bahne sich an, 
meinte kürzlich Nicolae Gheorghe von 
der Internationalen Union der Roma, 
wenn für diese transnationale Minder- 
heit nichts getan werde. 
Die Flüchtlingstrecks der Roma aus 
Rumänien lösten in den letzten Tagen 
erneut Diskussionen in der deutschen 
Presse aus, so daß die Ausländerbeauf- 
tragte des Berliner Senats, Barbara John, 
die Errichtung einer Schutzzone für 
diese Bevölkerungsgruppe forderte. 
Derartige Vorschläge jedoch stoßen in 
Bukarest auf Ablehnung. Der Konsens 
zwischen Regierung und Bevölkerung 
besteht nach wie vor, wenn es um die 
Romafrage geht. Ceausescu läßt grüßen. 
Aus: “BÜNDNIS 2000” 


Titos Erben 


oder der Tod eines jugoslawischen Traumes 


Seit längerer Zeit sind die Medien voll- 
er Berichte über den Bürgerkrieg in 
Jugoslawien, manch einer kann es kaum 
noch ertragen, man hat ja schließlich 
genug eigene Sorgen und da ist die Bal- 
kanhalbinsel weit entfernt. Mindestens 
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so weit wie der nächste Sommerurlaub, 
in welchem die Alt-Bundesbürger 
zumindest die Adriaküste, wo das Meer 
wirklich noch ansichtskartenblau ist, als 
preiswertes und sonnensicheres Reise- 
ziel schätzengelernt haben. Auch so 
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mancher ehemalige DDR-Bürger sah 
sich in Gedanken die geschichtsträchti- 
ge Stadtmauer von Dubrovnik erklim- 
men, dankbare Kulisse fürs obligatori- 
sche Familienfoto. 

Und so ist es auch nicht weiter 
verwunderlich, daß auch der vielbe- 
schäftigte Deutsche aufhorchte, als in 
Zusammenhang mit der Kriegsbericht- 
erstattung eben dieses Dubrovnik 
erwähnt wurde. Mein Anliegen ist es 
jedoch nicht, Kriegshandlungen nachzu- 
vollziehen. Es soll vielmehr versucht 
werden, ein differenzierteres Bild des 
Konflikts zu vermitteln, im Unterschied 
zu der hiesigen Schwarz-Weiß-Bericht- 
erstattung, in der durch einseitige und 
tendenziöse Information der Eindruck 
des terroristisch veranlagten serbischen 
Freischärlers und des heldenhaft um 
Demokratie kämpfenden Kroaten ent- 
steht. Es kann auch nicht um die Recht- 
fertigung verhärteter Positionen der 
Armeeführung gehen, denn diese sind 
nichts anderes als die pure Ignoranz ent- 
standener Tatsachen, die sich nicht weg- 
diskutieren und schon gar nicht “weg- 
schießen” lassen. 

Gemeint ist damit der eindeu- 
tig in einem Referendum kundgetane 
Wille des slowenischen und des kroati- 
‚schen Volkes, sich aus dem Verband der 
SFRJ zu lösen und als souveräne Staa- 
ten zu existieren. Europa tut sich aber 
bis heute schwer, das doch immer so 
hoch und heilig beschworene Recht auf 
Selbstbestimmung eines jeden Volkes 
dann auch in der Tat anzuerkennen, 
müssen doch viele Länder der Europäi- 
schen Gemeinschaft den Drang nach 
Selbstbestimmung ihrer eigenen Min- 
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derheiten fürchten. Und so konnte man 
sich zu keinem einheitlichen Stand- 
punkt durchringen, unterstützte viel- 
mehr die Belgrader Einheitsbestrebun- 
gen, die, obwohl man die Möglichkeiten 
zu Verhandlungen bei weitem nicht aus- 
geschöpft hatte, mit militärischer 
Gewalt durchgesetzt werden sollten. 
Auf kroatischer Seite war man darauf 
vorbereitet, hatte sich Spezialtruppen 
des Ministerium des Inneren geschaf- 
fen, meist blutjunge Menschen aus ärm- 
lichen Verhältnissen, die für den ihnen 
gezahlten überdurchschnittlichen Sold 
auch ihr Leben verkaufen würden. 

Der hier üblichen Berichter- 
stattung zufolge könnte man schlußfol- 
gem, daß es sich bei diesem Bürger- 
krieg um einen Krieg der Serben und 
Kroaten an sich handelt. Und doch leb- 
ten sie seit dem Ende des 2. Weltkrieges 
in Titos Jugoslawien friedlich miteinan- 
der, und zwar trotz religiöser (Serben 
sind meist orthodoxen, Kroaten katholi- 
schen Glaubens), geschichtlicher (Ser- 
bien befand sich fast 500 Jahre unter 
türkischer Herrschaft, während Kroaten 
und Slowenen Österreich bzw. Öster- 
reich-Ungarn unterstanden) und damit 
auch kultureller Unterschiede. Gerade 
in der Republik Bosnien und Herzego- 
wına führte dieses Miteinander zu einer 
Bereicherung der Kultur jedes einzel- 
nen, ob Serbe, Kroate oder Muslimane. 

Der Kern des Problems liegt 
vielmehr in den enormen wirtschaftli- 
chen Schwierigkeiten Jugoslawiens. 
Eben aufgrund der unterschiedlichen 
geschichtlichen Entwicklung der Teilre- 
publiken gehörten Slowenien und Kroa- 
tien zu den reicheren, Serbien, Monte- 
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negro und Makedonien zu den wirt- 
schaftlich weniger entwickelten Gebie- 
ten des Landes. Die Jugoslawien 
gewährten Kredite wurden anstatt zum 
Aufbau einer starken Industrie 
hauptsächlich für die Konsumtion aus- 
gegeben, aus deren Rausch man bereits 
Ende der 70-er zu erwachen begann. Bis 
dahin war es weitgehend unwichtig, 
welcher Nationalität man war. Mit der 
wachsenden Unzufriedenheit ergab sich 
jedoch die Notwendigkeit, einen Schul- 
digen an der Misere zu finden. Und so 
warfen die Kroaten Serbien vor, alle 
Devisen aus dem recht einträglichen 
Tourismus-Industriezweig aus der 
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Republik abzuziehen, diese wiederum 
den Kroaten mangelnde Bereitschaft, 
den entsprechenden Beitrag zur Finan- 
zierung der Wirtschaft zu leisten u.s.w. 

Und so entstand bei Slowenen 
und Kroaten die Angst, den Anschluß 
an Europa verlieren zu können, wenn 
man ständig die ökonomisch Schwäche- 
ren im Schlepptau hat. Slowenen und 
Kroaten fürchteten, im Sumpf der 
selbstverwalterischen (Miß-)Wirtschaft 
zu versacken und sind daher eher bereit, 
eine Koalition mit wem auch immer 
einzugehen, bloß nicht im Rahmen der 
SFRJ zu bleiben. Sie versuchten sich zu 
lösen, indem sie einfach ihre Unabhän- 
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gigkeit erklärten, ohne sich mit den 
anderen Republiken über das “wie” aus- 
einanderzusetzen. Man erschien einfach 
nicht zu Präsidiumssitzungen u.ä.. Eine 
solche Scheidung ohne Rechtsanwalt 
und Gütertrennung mußte notwendiger- 
weise zu harten Auseinandersetzungen 
führen. Serbien wird vorgeworfen, Stipe 
Mesic” Wahl zum Präsidenten boykot- 
tiert zu haben. Aber ist jemals ein 
Staatsoberhaupt gewählt worden, daß es 
sich klar und deutlich zum Ziel gesetzt 
hat, eben diesen Staat aufzulösen? Diese 
Nichtwahl war auch insofern ein Fehler, 
als man damit ungewollt in Kroatien das 
Signal zum offenen Serbenhaß gab. Aus 
eigenem Erleben (denn zu diesem Zeit- 
punkt befand ich mich zu einem sechs- 
monatigen Studienaufenthalt in Zagreb 
und später, bis Anfang Oktober, ver- 
brachte ich meinen Urlaub in Belgrad) 
muß ich feststellen, daß Recht und 
Unrecht nicht nach kroatisch und ser- 
bisch getrennt werden kann. 
Unverständlich ist jedoch, 
wieso die deutschen Medien derartig 
einseitig von serbischem Terror und 
kroatischen Leiden berichten. Wo sind 
die serbischen Flüchtlinge in den Medi- 
en geblieben, die ihren Besitz in Kroati- 
en verlassen mußten, denn wer dies 
nicht tat, wurde gnadenlos niedergemet- 
zelt, auch Frauen und Kinder. Für sie 
bedeutete die jugoslawische Volksar- 
mee die einzige Rettung, denn sie wur- 
den über die Donau auf Flößen evaku- 
iert, während ihre Häuser ausgeraubt 
und niedergebrannt wurden, von kroati- 
schen Truppen. Warum, wurde nicht 
auch von der bestialischen Ermordung 
und Verstümmelung von Armeean- 
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gehörigen berichtet, ebenfalls durch 
kroatische Truppen. Oder von dem 
gefangengenommenen Ustascha, der als 
Kriegstrophäe eine Kette aus den Fin- 
gern serbischer Kinder um den Hals 
trug? All das sind furchtbare Einzelhei- 
ten, aber wenn man über die Greueltaten 
der einen Seite berichtet, darf man die 
der anderen Seite nicht unerwähnt las- 
sen. In Zagreb sieht man an jeder Ecke 
die kroatische Fahne mit dem Schach- 
brett-Wappen und auf dem Platz des 
Ban Jelacic (früherer Platz der Repu- 
blik) werden offen Ustascha-Lieder 
gespielt, die unverblümt zums Kampf 
gegen die Serben aufrufen und diesbe- 
zügliche Heldentaten aus dem 2. Welt- 
krıeg rühmen. In Zagreb werden die. 
Wohnungen von Serben mit weißen 
Farbkreuzen gekennzeichnet und im 
Fernsehen Namen und Adressen von 
angeblich an Greueltaten beteiligten ser- 
bischen Offizieren bekanntgegeben (die 
am nächsten Tag übrigens dementiert 
werden, allerdings zu spät, ihre Häuser 
waren bereits zerstört). Demgegenüber 
bleiben in Belgrad vergleichbare 
Erscheinungen aus. Es gibt Nationalis- 
mus auch hier, wovon ja die Partei 
Seseljs zeugt, jedoch in anderer, weni- 
ger offensichtlicher Form. 

Die Situation in den ostslawo- 
nischen Dörfern mag anders aussehen, 
aber Gespräche mit “normalen” Bür- 
gern zeigen immer wieder, daß alle hof- 
fen, daß dieser Krieg bald ein Ende hat. 
Man ist verbittert über Milosevic und 
Tudman, denen ihr eigener Machterhalt 
wichtiger ist als ein vernünftiger Kom- 
promiß. Verbittert ist man auch über das 
Handeln der Europäischen Gemein 
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schaft, insbesondere Deutschlands. Von 
kroatischer Seite wegen Nichtanerken- 
nung und mangelhafter Unterstützung, 
von serbischer Seite wegen einseitiger 
Sicht und Darstellung des Konflikts. Es 
wäre die Frage zu stellen, ob nicht gera- 
de Deutschland zum Teil auch mit die 
Verantwortung trägt für die Entwick- 
lung der Ereignisse, indem zunächst die 
Generäle zum Handeln ermutigt wur- 
den, was man ihnen jetzt zum Vorwurf 
macht. Auch hat die Androhung einsei- 
tiger Wirtschaftssanktionen gegen Ser- 
bien den bitteren Nachgeschmack der 
deutsch-kroatischen Koalition in Form 
des kroatischen Marionettenstaates 
während des zweiten Weltkriegs. 

Ein Ende des Bürgerkrieges ist 


nicht abzusehen, effektive, wirklich 
effektive Maßnahmen der Europäischen 
Gemeinschaft zu dessen Beendigung 
ebenfalls nicht. Mit jedem Tag jedoch, 
den dieser Krieg länger dauert, wächst 
der Haß der beteiligten Seiten gegenein- 
ander, der Haß junger Menschen, für die 
es bis vorgestern nicht von Bedeutung 
war, ob sie als Serbe oder Kroate zur 
Welt gekommen sind. Sie ziehen aus, 
um alte Rechnungen zu begleichen, 
Rechnungen aus längst vergangener 
Zeit. Und sie werden heimkehren mit 
tiefen Wunden. Und mit jedem Toten 
auf beiden Seiten wird ein Miteinander 
der südslawischen Völker unwahr- 
scheinlicher. 
Annette Nagorr 


Friedenskarawane durch Jugoslawien! 


Vom 25.September bis zum 1.Oktober 
zog eine Friedenskarawane durch Jugos- 
lawien, auf Initiative der Helsinki Citizen 
Assembly (HCA). 400 Menschen aus 
Friedens- und Bürgerbewegungen fast 
aller KSZE-Staaten beteiligten sich. Die 
Karawane führte durch Slowenien, Kroa- 
tien, Vojvodina, Serbien und Bosnien- 
Herzegowina. Das zentrale Anliegen war 
Kooperation statt Krieg. 

Die deutsche Teilnehmergruppe verfaßte 
eine Presseerklärung, in der es unter 
anderem heißt: 


Auf unserer Reise beriefen sich immer 
wieder Kroaten, Serben und Slowenen 
auf das Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker. Gleichzeitig sagen wir, dieses Recht 
darf nicht auf Kosten der Nachbarn und 
von Minderheiten ausgeübt werden. 
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Bei den Gebietsansprüchen 
Serbiens an Kroatien, sowie bei den 
früheren Gesprächen zwischen den Präsi- 
denten Kroatiens und Serbiens über eine 
mögliche Aufteilung Bosnien-Herzego- 
winas ist anscheinend von der Forderung 
nach einer “ethnisch reinen” Gesellschaft 
ausgegangen worden. Wir warmen vor 
solchen, letztlich rassistischen Bestrebun- 
gen und setzen dagegen das Bild der 
Gesellschaft gleichberechtigter Bürger 
vielfältiger kultureller Herkunft. 
Bosnien-Herzegowina mit seiner vielfäl- 
tigen und relativ ausbalancierten Bevöl- 
kerungsstruktur wird von serbischen und 
kroatischen Gebietsgelüsten bedroht. Oft 
wurde uns gesagt, die Erhaltung der Inte- 
grität Bosniens sei von zentraler Bedeu- 
tung für die Verhinderung eines großen 
Bürgerkrieges aller gegen alle. Wir teilen 
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diese Auffassung; nicht nur aus geogra- 
phischen Gründen, sondern auch, weil 
Bosnien-Herzegowina als multikulturelle 
Gesellschaft eine Vorbildfunktion hat 
gegen allen nationalistischen Bestrebun- 
gen. 

Menschen, die sich in den 
jugoslawischen Ländern angesichts der 
nationalistischen Tendenzen für Frieden 
einsetzen, werden schon heute bedroht 
und haben in der emotional aufgeheizten 
Atmosphäre mit Verfolgung und Terror 
zu rechnen. Sie müssen wir, soweit es in 
unseren Kräften steht, schützen. 

Die historische Schuld ist viel- 

fach. Es gibt nicht “die Serben” oder “die 
Kroaten”. Kriegsbereitschaft und Repres- 
sion sind nicht nur einseitig zu werten. 
Wir warnen deshalb davor, in unserem 
Land Feindbilder, die immer zugunsten 
von Schwarz-Weiß-Zeichnungen falsche 
Einschätzungen der Wirklichkeit vermit- 
teln, entstehen zu lassen. Die Zeichnung 
des Bildes vom “nur guten Kroaten” und 
“den bösen Serben” oder umgekehrt 
behindert Vermittlung sowie Versöh- 
nung. 
Es ist zu befürchten, daß solche anachro- 
nistischen nationalistischen Kriege wie 
jetzt in Jugoslawien bald auch in vielen 
Teilen des ehemaligen Ostblocks ausbre- 
chen. Rechtzeitige Konfliktvorbeugung 
und -bearbeitung ist angesagt. 

Die Bürger der europäischen 
Staaten müssen selbst alle ihre Möglich- 
keiten ausschöpfen, um ihre Kontakte zu 
den Kräften in den jugoslawischen Län- 
dern zu intensivieren, die für Frieden ein- 
treten. Wir rufen insbesondere die Bürge- 
rinnen und Bürger in der Bundesrepublik 
auf, mit hier lebenden .Jugoslawen Kon- 
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takt aufzunehmen und das gemeinsame 
Gespräch zu organisieren. 

Die nationalistische Ideologi- 
sierung und Verhetzung ist in einigen 
Ländern Jugoslawiens weit vorange- 
schritten. Sie treibt zu ständig zunehmen- 
der Eskalation des Krieges, wobei jeweils 
die eigene Sache zur heiligen, nationalen 
und gerechten erklärt wird. Dem kann nur 
durch Dialog und Kooperation von Men- 
schen aller “Nationalitäten” entgegenge- 
wirkt werden. Mütter und Väter, Wissen- 
schaftler und Arbeiter, Künstler und 
Sportler, kurzum alle sozialen Gruppen 
müssen über ethnische Grenzen hinweg 
den Widerstand gegen Krieg und Gewalt 
organisieren. Den in allen Teilen des ehe- 
maligen Jugoslawiens in großer Zahl ent- 
standenen Friedens- und Antikriegsgrup- 


_ pen fehlen fast alle materiellen Voraus- 


setzungen für diese Arbeit. Wir rufen 
erneut zu Spenden auf, um dort die Kom- 
munikationsstruktur weiter fördern und 
Hilfe zur Selbsthilfe leisten zu können. 


Sonderkonto Jugoslawien - Für Frieden 
und Völkerverständigung! 

Komitee für Grundrechte und Demokra- 
tie e.V., Volksbank Odenwald eG, 6124 
Beerfelden, BLZ 508 635 13, Konto Nr. 
8024 618 

Für Rückfragen stehen zur Verfügung 
Komitee für Grundrechte und Demokra- 
tie, Telefon 0228 / 464008; 06068 / 2608; 
Telefax 06068 / 3698; sowie: Ohne 
Rüstung leben, Telefon 0711 / 6409620; 
Telefax 0711 / 6407980. 

(Diese Spenden sind steuerlich absetzbar: 
wir bitten um eine genauere Absenderan- 
gabe und schicken eine Spendenbeschei- 
nigung.) 
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Gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste 
und Militär 


Ermittlungsverfahren gegen 
gewaltfreie Blockade 


Bei der Rekrutenverabschiedung auf 
dem Berliner Hauptbahnhof am 1. 
Oktober protestierten ca. 300 Menschen 
gegen Wehrsklaverei und Militär. Dabei 
kam es zu einem größeren und unange- 
messeneren Polizeieinsatz als bei den 
vorausgegangenen Protesten gegen Ein- 
berufungen. 20 Festnahmen und 3 Ver- 
letzte waren das Ergebnis. 


Am 7. November erhielten 


einige der nach der Demonstration Fest- 
genommenen Mitteilung über die Eröff- 
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nung eines Ermittlungsverfahrens. Die 
Anklagen sollen auf “versuchte Gefan- 
genenbefreiung” und “Nötigung” hin- 
auslaufen. 


Es wird nötig sein, Gedächtni- 
sprotokolle über den brutalen Polizei- 
einsatz anzufertigen, Öffentlichkeit her- 
zustellen und Solidarität zu organisie- 
ren. Zeugen und Betroffene mögen sich 
bitte möglichst bald bei der Kampagne 
gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und 
Militär melden: Montag bis Freitag 10 
bis 17 Uhr, Badensche Straße 29, W- 
1000 Bin 31, Tel. (Westberlin) 8621331 


Van 


@ 


Bootschaft 92 
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Verfolgungen von totalen 


Kriegsdienstverweigerern 
Erster Westberliner in Bundeswehrarrest 


Nun ist es also soweit, der erste West- 
berliner, Kai Vahl, ein 24jähriger 
Klempner aus Kreuzberg sitzt seit Mitte 
Oktober in einer Arrestzelle der Bun- 
deswehr in Eggesin. Bereits zu DDR- 
Zeiten war dieser Ort als berüchtigte 
“Schleifer”’-Kaserne bekannt. Seinem 
Einberufungsbescheid zum 1. Juli 91 
war Kai nicht gefolgt. Obwohl bzw. 
weil er nicht in den Untergrund ver- 
schwand, wurde er von den Feldjägern 
am 17.10.91 festgenommen. Kai ver- 
weigerte konsequent die Uniform, als er 
in die Kaserne verschleppt wurde. Der 
Kommandant verhängte gleich eine 3- 
wöchige Arreststrafe! Zuständig: 
Hauptmann Grimm, erreichbar über die 
gleiche Adresse wie z.Zt. 

Kai Vahl 

2. Panzerartelleriebataillon 415 
Postfach 32653 

O-2112 Eggesin 

tel. 099997/556-374/371 

Protestiert gegen die Vorbeugehaft im 
Bundeswehrarrest. Kai wird seine Über- 
zeugung nicht ändern. 


Ralf Wiedemann 
wieder raus aus U-Haft 


Der Wuppertaler Totalverweigerer Ralf 
Wiedemann wurde Ende Oktober aus 
der U-Haft wieder freigelassen und 
erwartet nun seinen Prozeßtermin. Nach 
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14 Tagen in der Untersuchungshaftan- 
stalt Berlin-Moabit war er nach Wup- 
pertal in die dortige U-Haft verbracht 
worden. Die Proteste haben also 
anscheinend doch etwas genützt. Ver- 
antwortlich für seinen “Fall” ist 
Staatsanwalt Pate, Eiland 4, W-5600 
Wuppertal 1. 

Kontakt: TKDV-Gruppe im Grünen 
Büro, Oberbergische Str. 8, W-5600 
Wuppertal 2, tel. donnerstags 18-22 Uhr 
0202/87811 


Im Namen des Volkes... 
3. Göttinger Totalverweigerer 
vor Gericht 


Vor dreihundert Jahren war es selbst- 
verständlich, daß der. der gesellschaft- 
lich akzeptiert werden wollte, die Lauf- 
bahn eines Richters, Priesters oder Offi- 
ziers einschlug. Heute besteht bei vielen 
nicht mehr das Bedürfnis, gesellschaft- 
lich akzeptiert zu sein, da sie sich mit 
den Werten und Normen dieser Gesell- 
schaft nur schwer identifizieren können. 
Das liegt sicherlich daran, daß sich im 
Vergleich zum _gesellschaftlichen 
Selbstverständnis von vor dreihundert 
Jahren kaum etwas geändert hat. Zwar 
hat die Kirche an Einfluß und Ansehen 
verloren, die besondere Stellung des 
Juristen von damals aber drückt sich im 
heutigen Beamtentum weiterhin aus. 
Die gesellschaftliche Stellung des 
Militärs schließlich hat nichts an ihrer 
Aktualität verloren. Dabei geht es heute 
weniger um die Institution Bundeswehr, 
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sondern um Strukturen, die sich durch 
jahrhundertelange Militärtradition her- 
ausgebildet haben und gesellschaftlich 
institutionalisiert und verinnerlicht wur- 
den. 

Seine krasseste Auswirkung fand der 
Militarismus in der deutschen 
Geschichte während des Dritten Reichs, 
als er zur höchsten Maxime des ganzen 
Volkes erhoben wurde. Das Resultat 
war Verfolgung und Folter im Namen 
des Volkes und der Tod von abermillio- 
nen von Menschen im Zweiten Welt- 
krieg. 

Heute wird in Deutschland die freiheit- 
lich-demokratische Verfassung zur 
höchsten Maxime erhoben, doch der 
Einfluß militärischer Denkweisen bleibt 
weiterhin dominant für die gesellschaft- 
liche Ordnung. 

* so wurde schon 1948/49 (nur fünf 
Jahre nach Kriegsende!) wieder an eine 
Wiederbewaffnung Deutschlands 
gedacht und der Art. 4, Abs. 3 Grundge- 
setz eingeführt, 

* so wurde 1956 militärisches “Recht” 
(Wehrpflichtgesetz) wie selbstverständ- 
lich vor Verfassungsrecht gestellt, 

* so wurde 1961 der Ersatzdienst einge- 
führt und damit die Gesinnungsprüfung 
für Kriegsdienstverweigerer, bei der 
Mann sein gewissen staatlich prüfen 
und anerkennen lassen mußte und heute 
noch muß. Und das alles auf der Grund- 
lage eines militärischen Gesetzes. 

* so wurde der Ersatzdienst 1968 in 
einem Notstandsartikel grundgesetzlich 
begründet 

* so wurde 1978 durch das Bundesver- 
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fassungsgericht bestätigt, daß der 
Ersatzdienst nicht als alternative Form 
der Wehrpflicht gedacht ist 


* so verspricht ein Genscher heute den 
NATO-Partnern, daß unsere Verfassung 
geändert wird, um einen militärischen 
Einsatz deutscher Truppen auch außer- 
halb der NATO-Grenzen möglich zu 
machen. 

* so diskutieren heute die großen Partei- 
en eine Grundgesetzänderung, um Aus- 
weisungen ausländischer Mitmenschen 
aus Deutschland zu beschleunigen, 
..und alles im Namen des Volkes!? 
Angesichts dieser Tatsachen muß 
mensch sich wirklich fragen: Was ist 
unsere Verfassung eigentlich wert? Und 
weiter: Was bedeutet eigentlich Kriegs- 
dienstverweigerung in Deutschland? 
Um diese und andere Fragen wird es 
am 5. Dezember 11 Uhr vor dem Amts- 
gericht Göttingen (Schöffengerichts- 
saal), Berliner Str. 4-8 (Nähe Bahnhof) 
bei meinem Prozeß wegen totaler Wehr- 
pflichtverweigerung gehen. 

Daß es zu einer Verurteilung kommen 
wird, ist klar, daß dies aber auch im 
Namen des Volkes geschieht, muß nicht 
sein. 

Für die die jetzt schon wissen, daß sie 
kommen wollen, und die keine Lust 
mehr haben, sich alles auch in ihrem 
Namen gefallen zu lassen, wird es ein 
Prozeßvorbereitungstreffen geben, bei 
dem mögliche Prozeß-Strategien 
besprochen werden. 

Der Prozeß ist öffentlich und kann von 
jeder/jedem besucht werden, sei es aus 
Solidarität, aus Interesse oder einfach 
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aus Neugier. 

Wichtig ist allerdings, daß ihr einen Per- 
sonalausweis mitbringt, da bei politi- 
schen Prozessen mit allen Schikanen 
(z.B. Personalienfeststellung) gerechnet 
werden kann. 

Wer am Vorbereitungstreffen und an 
einer aktiven Prozeßführung teilnehmen 
will, sollte mich persönlich kontakten, 
da Ort und Zeit dafür noch ungewiß 
sind. 

Andreas Köpp, tel. 0551/705948 oder 
Gruppe TKDV c/o Buchladen, Rote Str. 
10, W-3400 Göttingen 


Fred von Werne, Ludwigstr. 41, W- 
5600 Wuppertal 1 hat am 3. Februar 91, 
10 Uhr vor dem AG Wuppertal, Eiland 
4 (Altbau), Zimmer 232 Hauptverhand- 
lung 


Peter Schäfer aus Heidelberg wurde 
Anfang April 91 zu 80 Tagessätzen ä 
50,-DM venurteilt. Prozeß- und 
Anwaltskosten betragen bereits 4.000,- 
DM. Spendenkonto: Peter Schäfer, 
Bezirkssparkasse Heidelberg, Kto.-Nr. 
3232999 (BLZ 67250020) 

Kontakt: Totalverweigererkombinat 
“Sieg des Proletariats”, c/o Buchhand- 
lung Schöbel & Kube, Plöck 64a, W- 
6900 Heidelberg 

Peter brach seinen Zivildienst im bun- 
desweiten Totalverweigererkollektiv ab. 
Ende Januar 91 war er in Uhntersu- 
chungshaft genommen worden, was 
massive Proteste auslöste, woraufhin er 
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wieder freigelassen werden mußte. 


Ehemalige KGB-Gruppe 
jetzt IIWD 


Nach permanenter Unverbindlichkeit 
und “linkem” Radikalismus hat sich dar 
KGB (das Kollektiv gegen Bundes- 
wehr) von selbst aufgelöst. 

Wir (ein Teil des ehemaligen TVer-Kol- 
lektivs arbeiten weiter am Thema und 
für uns stehen dementsprechend Ende 
diesen/ Anfang nächsten Jahres Prozes- 
se an: 


Informationsstelle für Wehrpflichtver- 
weigerung Duisburg 

c/o Michael Droll Luisenstr. 15, W- 
4100 Duisburg 13, tel. 0203/83819 
Spenden: Konto M. Droll bei Vereins- 
bank Duisburg-Hamborn, Kto.-Nr. 
5117350007, BLZ 35060386, Stichwort 
IEWD 


Michael hatte am 16. Januar 91 (Golf- 
kriegsbeginn) gemeinsam mit Frank 
Lamers seinen Zivildienst abgebrochen. 
Wenig später nahm sein Zivildienstbe- 
auftragter Kontakt zu seinem Vater auf: 
“5 Jahre Gefängnis mindestens”, er 
solle den Sohn doch lieber bewegen 
wieder anzutreten. Michael erzählte er 
dann, er wolle doch nur “sein bestes”. 
(Leider fehlt uns noch sein Name, um 
mal mit der Gehalts-Liste der “Ichlie- 
beEuchdochalle-Typen zu vergleichen.) 
gh 
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Ich kümmere mich ja nicht um Politik... 


Ein französischer Berufssoldat erzählt über 
seine Desertation aus dem Golfkrieg 


Ich bin Soldat und bin Deserteur 


geworden. Ich komme von der Ingeni- 


eurschule für Elektronik, wo ich 6 
Jahre studiert habe, in B&sancon. 
Anschließend habe ich mich bei der 
Armee beworben, freiwillig natürlich. 
Ich habe an der Offiziersschule begon- 
nen und bin von dort als Leutnant ent- 
lassen worden. Dann habe ich meine 
militärische Laufbahn fortgesetzt, 
nicht gerade sehr glänzend. Ich meine 
Ihr bemerkt ja meine jetzige Lage... 
Ich war 11 Jahre beim 
Militär. Das Ende begann genau am 
15. Januar 1991, ich habe mich nie 
vorher an einem Krieg beteiligt, das 
muß noch dazu gesagt werden. Im 
Monat September wurde ich in Vorbe- 
reitung auf den militärischen Einsatz 
bestimmt und in den Überprüfungen 
bestätigt. Am 15. September erhielt ich 
den Befehl als Leutnant eine Einheit zu 
übernehmen, in Dijon. Zu dieser Zeit 
wußte ich noch nights über die Ereig- 
nisse... es folgte eine kurze gute Zeit, 
denn als Leutnant war ich im Büro, 
hatte keine Aufträge, ich hatte noch 
niemals Militär im Einsatz erlebt, 
wirklich... Trotzdem ich die Hoch- 
schule besucht habe, kannte ich noch 
nicht die ganze Technik, die ich jetzt 
kennenlernte, leider. Am 21. 
Dezember bin ich dann in den Irak 
weiter gefahren, ich habe dort Weih- 


nachten verbracht und dort habe ich- 


die Ereignisse verstanden... Im Januar 
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kam dann die Kriegserklärung.Ich bin 
einen Monat geblieben und da habe ich 
gesehen, man hatte uns belogen, denn 
das was Ihr im Fernsehen gesehen 
habt, ist sehr verschieden von dem was 
ich gesehen habe und was ich erlebt 
habe. 

Ich verstehe jetzt sehr gut, 

warum so viele Offiziere im Vietnam- 
krieg desertiert sind, vor allem von 
amerikanischer Seite... 
Ich bin dann einfach weggegangen. Ich 
bin im Februar desertiert, der Krieg 
war noch nicht zu Ende. Ich habe die 
Uniform ausgezogen. 

Als ich die Grenze 

IRAK/Türkei überquerte, habe ich 
mich versteckt, bin davongerannt. Ich 
passierte die illegale Grenze, die ich 
nicht sehr gut kannte. 
Und dann war ich 6 Monate auf Sizili- 
en. Man versteckte mich. Es war schö- 
nes Wetter und obwohl ich nicht mehr 
sehr viel Geld hatte, konnte ich auf 
dem Boden schlafen und von Zeit zu 
Zeit nahm ich mir ein kleines Zimmer, 
um zu duschen, für die natürlichen 
Bedürfnisse, das ist wichtig denke ich. 
Ich habe junge Leute aus Syrakus 
getroffen, man sagte mir, ich solle 
nach Rom gehen. Das war im Septem- 
ber, ich hatte nicht mehr viel Geld. 

Ich ging nach Rom und traf 
dort junge Kommunisten. Ich erzählte 
wieder meine Situation. Man sammel- 
te für mich und sie kauften mir eine 
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Zugfahrkarte nach Berlin. Sie sagten 
es sei besser nach Berlin zu fahren. Ich 
nahm ihren Vorschlag an, sehr nett, 
obwohl ich die Kommunisten nicht 
sehr liebe, aber ich hatte keine andere 
Wahl. Und sie verstanden gut die 
Situation und machten das eben aus 
Solidarität. 

In dieser Zeit, bevor ich nach 
Berlin fuhr, telefonierten wir nach 
Genf, in die Schweiz und auch nach 
Zürich. Ein Anwalt sagte mir: kehren 
Sie auf alle Fälle nicht nach Frankreich 
zurück, denn ein Leutnant mit 11 Jah- 
ren militärischer Laufbahn, der deser- 
tiert ist, das ist sehr schlimm. Wenn du 
in die Schweiz kommst, können wir dir 
ein Asyl für 15 Tage gewähren, danach 
mußt du gehen. 

Also fuhr ich lieber nach Ber- 
lin. Und auch hier hat man mir weiter- 
geholfen, sodaß ich heute abend nach 
S. weiterfahren kann. 

Was ich unbedingt sagen 
möchte: Wenn eines Tages mal ein 
Deserteur auftaucht, egal ob Amerika- 
ner oder Iraker, es ist wichtig, ihm zu 
helfen. Gut, was im Irak passiert ist, 
das ist nicht schön. Ich kümmere mich 
nicht groß um die Politik, aber das, 
was in Frankreich passiert, das ist auch 
nicht gut, man ist gegen die Araber, 
das muß aufhören. Die Wahrheit ist, 
ich bin sicher, daß dieser Konflikt 
erneut ausbrechen wird. Das ist noch 
nicht zu Ende. 

Und dann im Irak brennen 
tausende Liter Öl. Es wird vielleicht 
keine’ Früchte mehr zu kaufen geben 
bei uns, weil sie krank sind. Sadam 
Hussein ist ein Mensch wie jeder 
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andere. Er willnur das machen, was in 
Frankreich Napoleon gemacht hat und 
all diese Männer. 

Aber ich habe niemals Politik 
gemacht. Ich war immer Soldat, aber‘ 
jetzt bin ich froh, Zivilist zu sein. Was 
mich jetzt in Frankreich erwartet, weiß 
ich nicht genau, während des Algerien- 
krieges gab es für Deserteure die 
Todesstrafe. In Frankreich habe ich 
nichts mehr zu suchen. Man hat mein 
Haus beschlagnahmt und meinen 
Wagen. Ich werde vielleicht nach 
Kanada gehen, um dort zu leben. 

Ich sage auf Wiedersehen bis vielleicht 
eines Tages. Patrick 
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Meldungen 


Die Zeitschrift “Die Andere” 
vor Gericht 


Daß die Zeitung des Neuen Forums, “Die 
Andere”, mit der Veröffentlichung der 
Gehaltslisten der “oberen Zehntausend” 
Stasi-Leute in diesem Jahr Furore machte, 
ist sicher allerorten bekannt. Weniger 
bekannt ist, daß eine Reihe von Ärzten des 
Ostberliner Sportclubs “Dynamo”, die auf 
diesen Listen zu finden waren, gegen die 
“Andere” Klage einlegten. Sie leugnen 
zwar nıcht, auf diesen Gehaltslisten zu ste- 
hen, behaupten aber, daß sie keine Stasi- 
Leute gewesen seien, sondern durch bloße 
fiskalische Operationen von der Staatssi- 
cherheit bezahlt worden seien. 

Im ersten Prozeß wurde das 
Ansinnen der Ärzte abgelehnt, im zweiten 
mit einer einstweiligen Verfügung 
erwirkt, daß dıe Namen bis auf weiteres 
nicht mehr gedruckt werden. Dieses Gebot 
durchbrach “Die Andere” teilweise, indem 
sie in einer Neuauflage der Gehaltslisten 
diese zwar nicht mehr als “die oberen 
Zehntausend” Stası-Leute bezeichnete, 
sondern sich einfach auf die Gehaltslisten 
der Staatssicherheit bezog. Aber die zwei- 
te Auflage des Gerichts, hinter dem 
Namen der Dynamo-Ärzte den Beruf ein- 
zutragen, betrachtete “Die Andere” als 
Verfälschung. 

In einem dritten Prozeß am 31. 
Oktober lehnte die Redaktion der “Ande- 
ren” einen Vergleich mit den Klägern ab. 
In einem Versäumnisurteil wurde “Die 
Andere” zunächst zu 100.000 Mark Ord- 
nungsgeld verurteilt. “Die Andere” geht 
zwar in Berufung. Aber angesichts der 
kommenden Schadensersatzforderungen, 
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auch von anderen Ärzten, die ebenfalls 
Klage erhoben haben, ist das finanzielle 
Ende der “Anderen” und ıhres Zeitungs- 
verlages, vorgebucht. 

Der Verlag wird mit der Num- 
mer 46/91 am 13. November die Heraus- 
gabe der “Anderen” einstellen. “Die 
Andere” erscheint ab Nr. 47/91 als reine 
Abonnentenzeitung in einem neuen Ver- 
lag, der “Bürgerforum Verlagsgesell- 
schaft”. 


Kleine Fahrraddieberei 


Nun ist es weg mein schönes rotes Moun- 
tainbike. Ein halbes Jahr hatte ıch es gera- 
de mal und nie ein Schloß benutzt. Kaum, 
daß ich mir eins zugelegt habe, dazu noch 
ein sauteures, klaut mir so ein Penner 
mein Rad vom Hof weg und auch noch 
mitten in der Nacht, wo nichts mehr fährt 
und ich nur noch in mein Bett will. 

Es soll ja richtige Fahrradklau- 
Gangs geben, die mit Transportern durch 
die Stadt fahren und alles Zweirädrige 
klauen, das ihnen unter die Augen kommt, 
oder besser unter den Bolzenschneider. 
Denn selbst supergehärtete Bügelschlös- 
ser sind keine Hindernis mehr. Wie ich ja 
nun selbst zu spüren bekam - diese Hunde. 

Davon kann so mancher ein 
Lied singen. Und wenn sich jemand ein- 
bildet, daß etwa die Polizei... 

Laut Statistik des Bundeskrimi- 
nalamtes wurden 1990 Fahrräder im Wert 
von 163 Millionen DM gestohlen und nur 
10% der Diebstähle aufgeklärt. Da sınd 
Autobesitzer schon besser dran. Immerhin 
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31% der Diebstähle von Autos werden 
aufgeklärt. 

Ja, ja, werden nun manche 
sagen. Wenn so ein Fahrrad 1500 DM 
kostet, sind die Diebessummen schnell 
zusammen. Aber mitnichten. Es mußte 
1990, so das BKA in seiner “Polizeilichen 
Kriminalstatistik 1990”, 357.000 mal 
zugeschlagen werden bis diese Summe 
zusammen kam. Macht einen durch- 
schnittlichen Fahrradwert von ca.457 DM. 

Führend ım Fahradklau ist 
Hamburg mit 18.000 Fällen im Jahr 1990, 
gefolgt von Berlin mit 17.000 Fällen. Und 
da bezieht sich die Bundeskripo lediglich 
auf die alten Bundesländer und auf die 
Fälle, die der Polizei gemeldet wurden. 
Mal sehen, wie es in der Statistik 1991 
aussehen wird. Da gibt es sicher harte 
Konkurrenz aus dem Osten - wäre doch 
gelacht. 

Die meisten Fahrräder werden 
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dann billig weiterverkauft für 150-200 
DM. Im Prinzip ein gutes Geschäft für 
Käufer und Verkäufer. Nur für die Bestoh- 
lenen nicht. 

Stellt sich die Frage, wer denn 
diese Fahrraddiebe sind und was sie 
bewegt, dieses zu tun. Nach dem BGB 
und der Ef-de-geh-Oh natürlich böse 
Menschen - hinter Gitter mit ihnen. 
Jedoch so einfach sollten es sich vernunft- 
begabte Menschen nun doch nicht 
machen. Denn es gibt immer zwei Seiten 
der Medaille. Eine jede Gesellschaft - und 
eine wie die BRD sowieso - produziert 
“schwarze Schafe”. “Beschaf- 
fungskriminalität” in Folge sozialer Eng- 
pässe wird zur Normalität. Was der Staat 
den Menschen vorenthält oder ihnen weg- 
nımmt, das besorgen sie sich woanders 
her. Leider oftmals, wie auch bei den 
Fahrräder, meist von den Falschen, bei 
Leuten, die selbst nichts haben. Denn 


wenn sich jemand ein teures Rad kauft, 
heißt es noch längst nicht, daß er viel Geld 
hat. Für viele ist das Fahrrad vom Munde 
abgespart. Auch die Überlegung, nur in 
bestimmten Gebieten zu stehlen, also wo 
die Reichen und Mächtigen wohnen, hınkt 
auf einem Fuß. Man sieht keinem Fahrrad 
an, ob sein Besitzer Aufsichtratsvorsitzen- 
der bei Siemens ist oder Student. 

Doch meistens sind derartige 
Kriterien den “Dieben” völlig einerlei. 
Nirgends werden so viele Räder gestohlen 
wie vor Universitäten oder linken Scene- 
Kneipen. Organisierte Klau-Gangs, bei 
denen es um Quantität gehen muß, damit 
alle Beteiligten ihr Auskommen haben, 
nehmen schon gar keine Rücksicht. Letzt- 
endlich sind es die Käufer, die Garanten 
für florıerenden Handel und blühenden 


Absatz sind. Für nur 200 Mark wirft man 
auch mal Skrupel oder Moral über Bord. 
Und wenn sich doch Gewissensbisse mel- 
den, kann man sich schnell beruhigen las- 
sen - “In Wannsee gezockt - von so "nem 
reichen Pinkel” - na dann ist es ja sogar ne 
revolutionäre Tat. 

Doch den meisten kommen 
diese Probleme erst gar nicht auf. Die 
Frage nach Moral und menschlichemZu- 
sammenleben angesichts dieser Wolfsge- 
sellschaft kommt vielen wahrscheinlich 
wie ein Witz vor. Jedoch befreit dies die 
Opfer dieser Gesellschaft nicht von der 
Aufgabe, gerade diesen Wolfsgesetzen 
entgegenzuwirken, statt mit den Wölfen 
zu heulen und sich gegenseitig zu zerfet- 
zen. 

Barnı Geröllheimer 


LeserInnenbriefe 


Ich habe Ihre Zeitschrift schon vor der Wende , 
soweit ich an sie herankam gem gelesen. Sie ist 
aber, so scheint mir, sehr in die linksradikale 
Richtung eingeschlagen. Ich finde selten noch 
Texte, die mich, wie “früher”, sofort anspre- 
chen. Aber wahrscheinlich war das auch eine 
andere Zeit. Janine 


Nach Ihrem gehässigen Artikel in der letzten 
“telegraph”’-Ausgabe zu Jutta Braband verstärkt 
sich bei mir der Eindruck, daß Sie mehr bewußt 
denn unbewußt den herrschenden reaktionären 
BRD-Kreisen zuarbeiten, ähnlich den kleinbür- 
gerlichen “B90/Gr.”-Politikastern. 

Hansjörg 


Betr. “Kaffeeklatsch mit Faschisten”, “tele- 
graph” Nr. 10. S.19 

Ich muß dem Autor dieses Artikels meine Hoch- 
achtung aussprechen. Monatelang hat er recher- 
chiert, um die in den finstersten Winkeln des 
Hauses der Demokratie ausliegenden Vau-elL- 
Hefte ausfindig zu machen und dann sogar auch 
noch zu lesen. Sherlock Holmes war ein Stüm- 
per gegen ihn. Schließlich und endlich ist er auf 
das gar erschreckliche Geheimnis der Vereinig- 
ten Linken gestoßen: Die VLer sind in Wirk- 
lichkeit Nazis. Leider sind ihm bei seinen sensa- 
tionellen Enthüllungen einige Unterlassungen 
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passiert, die ich hiermit korrigieren möchte: 
1) Das Vau-lL ist ein Infoblatt, keine Zeitung. 
Jeder VLer, welcher einen Artikel zwecks Ver- 
öffentlichung schreibt, kann gewiß sein, ihn dort 
wiederzufinden. Eine Zensur oder redaktionelle 
Bearbeitung erfolgt grundsätzlich nicht. Einzige 
Bedingung für die Veröffentlichung ist die 
Unterzeichnung mit vollem Namen. Im Vau-lL 
veröffentlichte Artikel rufen oftmals heftige 
Gegenartikel anderer VLer hervor. Daß keine 
Reaktionen auf die beiden Gesprächsprotokolle 
der VL-Gruppe Treptow veröffentlicht wurden, 
besagt keineswegs, daß diese Gespräche inner- 
halb der VL umstritten waren, im Gegenteil. 
2) Was bei den Gesprächen mit den Jungen 
Nationaldemokraten und der VL-Treptow statt- 
fand, war keine brüderliche Umarmung, sondern 
ein sachlicher Austausch von Standpunkten. 
Dies geht aus den beiden Artikeln auch eindeu- 
tig hervor. Den Faschismus als gesellschaftli- 
ches Phänomen zu dämonisieren, heißt noch 
nicht ihn zu bekämpfen. Seine Ideologie ken- 
nenzulemen, heißt nicht, sie auch zu billigen. 
In den beiden Gesprächsrunden 
wurde lediglich der Versuch unternommen, die 
Denkweise dieser Leute eventuell zu begreifen 
und dies öffentlich zu machen. Kaum ein Linker 
dürfte sich zwar der Illusion hingeben, führende 
Repräsentanten der rechten Szene auf ihre Seite 
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zu bringen, aber es geht um die vielen Mitläufer, 
denen die Faschisten ein “einfaches klares 
Feindbild” vermitteln (Linke, Juden, Türken, 
Fidschis, Neger ...) und die mensch noch den 
Rattenfängem entziehen kann, wenn mensch als 
vermeintlicher Feind ganz einfach mit ihnen 
redet. Die beiden beschriebenen Gespräche 
waren übrigens nicht das erste Experiment die- 
ser Art, im vorigen Sommer gab es in dieser 
Richtung schon einen mißglückten Versuch sei- 
tens “Tacheles”. 

Für mich war diese Gleichsetzung 
zwischen der VL und den Faschisten die größte 
Unterstellung, die ich in den letzten Jahren in 
einer Zeitung gefunden habe. Am 29.9. fuhr ich 
mit einem VL-Bus zur Demo nach Hoyerswer- 
da. Am Ende schreibt ihr im nächsten “tele- 
graph” noch, wir hätten dort “Nigger und Fid- 
schis’” aufklatschen wollen! 

Ich empfehle der Redaktion dringen 
Bami Geröllheimer nach Steintal zurückzu- 
schicken. Dort kann er dann mit dem Faustkeil 
in eventuell erscheinende Steinzeitzeitungen 
seine Meinung hereinmeißeln. Vielleicht: “Haut 
die Glatzen, bis sie platzen!” oder “Siehst Du 
einen Nazis laufen, mußt Du Dir ein Messer 
kaufen...” Zur Abwechslung kann er dann mit 
einer Keule auf Faschojagd gehen. Im vorigen 
“telegraph” schon die miserabel recherchierten 
Anschuldigungen gegen Jutta Braband und jetzt 
dieser Scheiß! Wollt Ihr Euch unbedingt das 
Prädikat “wahrheitsunfreundlich” noch hinzu- 
verdienen? Ger 


Eure Berichterstattung ist mir im Laufe der Zeit 
doch zu engspurig geworden, zum einen, was 
die Themen an sich betrifft und zum anderen, 
was die inhaltliche Auseinandersetzung angeht. 
Außerdem habe ich Schwierigkeiten mit den 
Sprachrastern, die sich eher verfestigen, statt 
aufzuweichen. Ich kann “Faschist” nicht mehr 
hören, wie “Nazi”, “Linker”, “Rechter” etc. 
Schwarz und Weiß - Gut und Böse. Beschreibt 
die Grautöne dazwischen. B. 


Ich weiß nicht, ob es sich um ein Mißverständ- 
nis handelt, oder ob derartige Methoden jetzt 
auch schon bei Euch üblich sind. Ich kann mich 
daran erinnern, daß ich vor einem Jahr (etwa) 
den “telegraphen” für 12 Ausgaben abonniert 
habe. Da dieses Jahr jetzt abgelaufen ist, dachte 
ich, es hätte sich erledigt und ich bekomme 
keine weiteren Ausgaben zugeschickt. 

Ich finde es andererseits zwar sehr freundlich 
von Euch, daß Ihr so entgegenkommend seid 
und gleich eine Rechnung schickt, aber ich 
möchte den “telegraphen” einfach nicht mehr 
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abonnieren. Es gibt dafür mehrere Gründe 
(keine Zeit, kein Interesse mehr, jede 3. Ausga- 
be fehlte). Andreas 


Anmerkung der Redaktion: 


Zu den Abobedingungen: Es ist in aller Welt 
üblich, daß ein Abo mit der Bestellung beginnt 
und mit der Abbestellung 'endet. Es ist, selbst 
beim derzeitigen Zustand der Deutschen Post, 
nicht unmöglich, eine Karte zu schicken und das 
genügt uns dann vollkommen. Falls diese Karte 
nicht ankommt, schicken wir natürlich eine 
Rechnung für das nächste halbe oder ganze Jahr, 
aber darüber sauer zu sein, besteht auch kein 
Anlaß. Dann versucht man es halt mit einer 
neuen Karte. Sauer reagieren wir allerdings 
auf Leute, die glauben, sie brauchten bereits 
erhaltene Hefte nicht mehr zu bezahlen. Wir 
sind keine reiche Zeitschrift, keiner von uns ver- 
fügt über einen reichen Onkel in Amerika und 
ein solches Verhalten geht auf unsere und die 
Kosten anderer Abonnenten und gefährdet die 
Existenz der Zeitschrift, in einer Zeit, in der kri- 
tische Zeitschriften reihenweise eingehen und 
nur die bunten Massenblätter überleben. Von 
den nicht bezahlten Rechnungen könnten wir 
mittlerweile eine ganze Ausgabe finanzieren. 
Wir unternehmen deshalb jetzt in solchen Fäl- 
len rechtliche Schritte, obwohl uns das leid tut 
und zudem zusätzlichen Streß bereitet. 

Wir wissen, daß der “telegraph” 
gelegentlich von der Post einfach nicht ausge 
liefert wird, zum Teil aus Schlamperei, zum Teil 
aus wirklicher Bösartigkeit. Das kann, wie so 
viele Unzuträglichkeiten im Leben, nur durch 
Beschwerde geändert werden, entweder vor Ort 
oder durch uns. In jedem Fall wäre es gut, wenn 
wir über solche Unregelmäßigkeiten rechtzeitig 
Bescheid bekommen. Die AbonnentInnen kön- 
nen in jedemn Fall davon ausgehen, daß der 
"telegraph” an dem Tag, der auf dem Titel ver- 
merkt ist, der Post übergeben worden ist. Mehr 
können wir nicht tun. 


Und weiter mit einem 
Leserbrief: 


Vor einiger Zeit bat ich Euch um Info‘ s über die 
Knastabo-Sache, wurde aber an den e.V. selbst 
verwiesen. An die habe ich mich gewandt und 
folgende Mitteilung erhalten, die Euch vielleicht 
auch interessiert. 

Seit 1985 bemüht sich der Verein der Gefange- 
nen ein Zeitungen- und Zeitschriftenabo zu 
ermöglichen. Es soll ein regelmäßiger Informa- 
tionsschub gesichert sein und die Identität 
bewahren helfen. 
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Interessierte Gefangene melden sich also mit 
dem entsprechenden Wunsch an den Verein. 
Zur Zeit sind 35 verschiedene Zeitungen im 
Angebot (z.T. auch ausländische). Steht die 
gewünschte Zur Auswahl und das entsprechen- 
de Geld zur Verfügung, bekommt der Inhaftier- 
te sein Abo. Ansonsten wird er vorgemerkt. 
Nun hat das einen (finanziellen) Haken. 
Alles in allem ist zur Zeit, auch besonders auf 
dem Gebiet der DDR, die Resonanz gering, In 
diesem Land sind 50.000 Strafgefangene und U- 
Häftlinge und 500 Deutsche im europäischen 
Ausland hinter Gittem. Dazu stehen bisher 3000 
SpenderInnen, durch die 1000 Abo's finanziert 
wurden. Von “öffentlicher Hand” stehen bis 
jetzt noch keine Mittel zur Verfügung. 
Es liegt also in unseren Händen, Gefangenen die 
Informationsversorgung zu ermöglichen. Zum 
einen durch “Soforthilfe” durch so'n Knastabo- 
Geschenk, andererseits natürlich - denke ich - 
soweit das möglich ist, auch Unterstützung zu 
geben, damit die Individualität eines jeden 
Gefangenen gewahrt bleibt. Also mal wieder 
Verhältnisse ändern. 

Bettina 


Film-Liste zur Kampagne 
“500 Jahre Eroberung und Widerstand in Lat- 
einamarika 1492 -1992” 


Am 1. Juni 1991 erscheint eine Filmtitelliste mit 
Filmen, die im Rahmen der Kampagne “500 
Jahre Eroberung und Widerstand” eingesetzt 
werden können. Sie wird von CON-Film/Bre- 
men, CulturCooperation e.V./Hamburg, Evan- 
gelisches Zentrum für Entwicklungsbezogene 
Filmarbeit (EZEF)/Stuttgart und Vamos 
e.V./Münster herausgegeben. Sie enthält rund 
130 Filme, schwerpunktmäßig im 16mm-For- 
mat. Die Filme werden in knapper Form vorge- 
stellt, sind über ein Schlagwortregister erfaßt 
und die aktuellen Ausleihemöglichkeiten (auch 
in der ehemaligen DDR) werden nachgewiesen. 
Darüber hinaus bieten sie Hinweise zur Arbeit 
mit Filmen. Sie wendet sich an Gruppen der Lat- 
einamerika-Solidaritätsbewegung, entwick- 
lungspolitische Aktionsgruppen, Schulen, sozio- 
kulturelle Zentren etc.. 

Die Liste kann einzeln NUR gegen 
einen adressierten und mit DM -,60 (Büchersen- 
dung!) frankierten DIN AS5-Rückumschlag 
KOSTENLOS von den Herausgebern (Adressen 
siehe unten) bezogen werden. Für Bestellungen 
MEHRERER Exemplare muß ausreichend 
Porto (ein Exemplar der 48-seitigen Broschüre 
wiegt ca. 75 Gramm) plus DM 2,- in Briefmar- 
ken für die anfallende Verpackung der Bestel- 
lung beigelegt werden. 
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CON-Film, Benquestr. 29, W-2800 Bremen 
CulturCooperation e.V., Nemstweg 32/34, W- 
2000 Hamburg 50 

EZEF, Gänsheidestr. 67, W-7000 Stuttgart 1 
Vamos e.V., Achtermannstr. 10/12, W-4400 
Münster 


Termine 


15.-17. November Treffen der Umweltbiblio- 
theken und -initiativen in Leipzig, c/o Leipziger 
Ökolöwe, Bemhard- Göring-Str. 152, O-7030 
Leipzig, tel. 3911067 

15.-17. November “Die neue Weltordnung ist 
die alte”, Vorbereitungsseminar zum 16. Bun- 
deskongreß entwicklungspolitischer Aktions- 
gruppen, Anmeldeschluß: 30. Oktober beim 
BUKO (s.o.) 

17.-23.11.91: Warschau, Wroclaw (Breslau); 
Polen: 

POLEN NACH DER WAHL, Besuch der pol- 
nischen Studentenorganisation NZS, Informa- 
tionen und Anmeldungen bei den Jungdemokra- 
ten, Bülowstr.65, 1000 Berlin 30, Tel.2162346 
(West) 

26.11.91 19 Uhr, Ludwig-Quidde-Laden, Bülo- 
wstr.65, Berlin-Schöneberg: LeDiMo: 
(N)OLYMPIA!? der monatliche Informations- 
abend am Letzten Dienstag im Monat mit Riyaz 
Kohlmayer (BUND) 

29.November - 1. Dezember BUKO-Seminar 
“Rassismus - Sexismus - Internationalismus” im 
Mädchentreff, Alsenstr. 28, W-4800 Bielefeld 1, 
tel. 0521/179450 

30. November Stuttgart Anhörung zu Kriegs- 
verbrechen während des Golfkrieges, Info: 
Gesellschaft Kultur des Friedens, Am Lustnau- 
er Tor, W-7400 Tübingen, Tel. 07071/52200 

1. Dezember - Intemationaler Tag der Gefange- 
nen für den Frieden, Aktionsort erfragen bei 
Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigererln- 
nen, Christburger Str. 31, O-1055 Berlin, Do 19- 
21 Uhr 

20.12.91-10.01.91 Moskau, Leningrad; UdSSR: 
RUSSISCH LERNEN IN MOSKAU, 
Sprachreise mit politischem Programm in 
Moskau und Leningrad, Teilnahme auch nur an 
den ersten oder letzten zehn Tagen möglich, 
Informationen und Anmeldung bei den Jungde- 
mokraten, Bülowstr.65, 1000 Berlin 30, 
Tel.2162346 
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Wolfram Kempe - Lesung aus seinem Buch "Im Meer der Ruhe" 
Erzählungen , Kurzgeschichten aus der DDR 1979-1989 
- Der alltägliche Mord ohne Leichen - 
Knut Balz Formation - Musikalische Bearbeitung 
Claus Löser - DDR - Underground Kurzfilme 


Donnerstag 28.11.1991 Beginn 21.30 
S.O.S. - Kollwitzstr. 64 HH Prenzlauer Berg (U-Bahn SenefelderPlatz) 
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galerie + edition caoc 
Schliemannstraße 23, Quergebäude Obergeschoß 
0-1058 Berlin Telefon 448 36 71 


Attice Dance 
Installation von Gerry Gleason 
und Jim McKevitt (Belfast) 
Sound-Signale von Artur TajJber (Krakau) 
13. November bis 23. Dezember 1991 


History of Objects 
Mixed-Media-Arbeiten auf Papier 
von Gerry Gleason (Belfast) 
13. November bis 4. Dezember 1991 


Mit freundlicher Unterstützung des British Councll 


Zur Ausstellungseröffnung am Dienstag, 
den 12. November 1891 um 20 Uhr laden 
wir Sie und Ihre Freunde recht herziich eln 
‚Öffnungszeiten der Galerie: Di-Sa 14-18 Uhr 


oder nach telefonischer Vereinbarung 
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telegraph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
| ab: für 
__ Jahr (34.- DM) __ 1/2 Jahr (17.50 DM) 


I Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 

_ auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Briefmarken) ! 


Datum/Unterschrft 
Name: 


Zahlungsweise: __ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung __Bar 


Konto-Nr. 


Name der Bank/Ort 


Datum /Unterschrift 


Kundennummer (wenn schon vorhanden): 


telegraph - das Geschenk 
| Ich verschenke den telegraph als Abo für 


1 Jahr (34.-DM) an: 
Name: 


Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 


®"“ kann ınnerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Datum/Unterschrift 
Name: 

Str./Nr.: 
Or/PLZ: 
Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung 


Name der Bank/Ort 


Datum /Unterschrift 


Bankleitzahl 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


An 


Redaktion telegraph 


Schliemannstr. 22 


Berlin - O 


1058 


An 
Redaktion telegraph 


Schliemannstr. 22 


Berlin - O 


1058 


